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BUCHBESPRECHUNG/196: Christoph Butterwegge - Die zerrissene Republik (Sachbuch) (Klaus Ludwig Helf)

Christoph Butterwegge

Die zerrissene Republik. 

Wirtschaftliche, soziale und politische Ungleichheit in
Deutschland. 

Von Klaus Ludwig Helf, Oktober 2020



Das Armutsrisiko in Deutschland hat einen neuen Höchststand erreicht.
Laut Statistischem Bundesamt lebte 2019 in Deutschland jeder sechste
Bürger und 2020 ein Fünftel aller Kinder und Jugendlichen (ca. 2,8
Millionen) an der Armutsgrenze; die Corona-Krise habe die Probleme
noch verschärft, wie eine Studie der Bertelsmann-Stiftung herausfand.
Das ungelöste Problem der Kinderarmut habe erhebliche Folgen für deren
Aufwachsen, Wohlbefinden, Bildung und Zukunftschancen. Der Politologe
und Armutsforscher Christoph Butterwegge hat jetzt einen dickleibigen
Band zum Thema wirtschaftliche, soziale und politische Ungleichheit in
Deutschland veröffentlicht und das Thema Armut als ein Teilaspekt von
Ungleichheit mehrdimensional aufgegriffen und analysiert. Seine
Hauptthese lautet: "Seit geraumer Zeit ist die wachsende
sozioökonomische Ungleichheit das Kardinalproblem unserer
Gesellschaft, wenn nicht der gesamten Menschheit" (S. 9) Auch in
Deutschland breite sie sich verstärkt aus, beginne bereits im
Kindergarten, präge das Erwerbsleben der Gesellschaftsmitglieder
genauso wie ihre Bildung und Ausbildung und mache nicht einmal mehr
vor dem Grab halt. Die zunehmende Ungleichheit beschränke sich auch
nicht auf die asymmetrische Verteilung von Einkommen und Vermögen,
sondern erstrecke sich vielmehr auf unterschiedliche Lebensbereiche
wie Bildung, Gesundheit, Wohnung, Freizeit und Mobilität. Die
Hauptdeterminante von Ungleichheit überall auf der Welt sei die
Position des Einzelnen im gesellschaftlichen Produktions- und
Reproduktionsprozess beziehungsweise die hieraus resultierende 
(Fehl-) Ausstattung mit materiellen/monetären Ressourcen. Armut und Reichtum -
so Butterwegge - bilden eine strukturelle Einheit und stehen
zueinander in einem dialektischen Wechselverhältnis in einer
kapitalistischen Marktwirtschaft; sie sind die "zentrale Achse der
sozioökonomischen Ungleichheit", die sich in fast allen
Lebensbereichen mit ähnlicher Wucht niederschlage: "Die Lohnkürzung
des einen ist die Dividende des anderen" (S. 19). Der vorliegende Band
analysiert sowohl die Herausbildung und Entwicklung von Ungleichheit
in Deutschland seit 1945 aus unterschiedlichen Perspektiven als auch
die Gründe, warum Staat, Wirtschaft und Gesellschaft darauf bislang
nur halbherzig reagiert und die Spaltung sogar noch forciert hätten.
Herausgekommen ist ein umfassendes und quellengesättigtes Standardwerk
der Sozialstrukturforschung und der Ungleichheitsforschung in
Deutschland, das auch im letzten Kapitel praktikable Lösungsansätze
anbietet.

Christoph Butterwegge ist Politikwissenschaftler und Armutsforscher,
war von 1998 bis 2016 Professor für Politikwissenschaft an der
Universität Köln, Mitglied der Forschungsstelle für interkulturelle
Studien, Mitglied der SPD (1970-1975 und 1987-2005), von der LINKE
2017 für die Wahl des Bundespräsidenten nominiert; zahlreiche
wissenschaftliche und tagesaktuelle Veröffentlichungen.

Nach einer knappen Einleitung folgen sechs Kapitel und eine
umfangreiche, nach inhaltlichen Kriterien gegliederte
Literaturauswahl, die eine vertiefende Beschäftigung mit einzelnen
Aspekten vereinfacht. Zunächst werden Definitionen, Dimensionen und
Diskussionen der Grundlagen der gesellschaftlichen Ungleichheit
dargestellt, die Schlüsselbegriffe Ungleichheit, Armut und Reichtum
definiert und anschließend die wichtigsten Theorien und Theoretiker
der sozioökonomischen Ungleichheit im deutschsprachigen Raum
vorgestellt (Marx, Engels, Weber, Geiger). Das zweite Kapitel
analysiert Aussagen und Untersuchungen zur Sozialstruktur der
deutschen Gesellschaft, die zwischen seriöser Empirie und Ideologie
verortet sind. Das dritte Kapitel rekonstruiert und untersucht die
wichtigsten Diskurse über Ungleichheit und Aussagen über Armut und
Reichtum nach dem 2. Weltkrieg. Kapitel vier analysiert die
Erscheinungsformen wirtschaftlicher und sozialer Ungleichheit
(Einkommen, Vermögen, Bildungs- und Gesundheitssysteme), Kapitel fünf
die Entstehungsursachen der sozioökonomischen Ungleichheit:
Prekarisierung, Pauperisierung und Polarisierung (v.a. Globalisierung,
Neoliberalisierung). Im letzten Kapitel geht es um die zunehmende
Polarisierung der Gesellschaft, um die Prekarisierung der Lohnarbeit
und die Pauperisierung eines anwachsenden Teils der Bevölkerung und
auch um die politische Spaltung als Resultat der sozioökonomischen
Spaltung; außerdem werden am Schluss des Bandes die Zukunftsaussichten
der 'zerrissenen Republik' bewertet, Alternativen zur wachsenden
Ungleichheit und potenzielle Gegenstrategien und Lösungsmöglichkeiten
vorgestellt. Butterwegge entwirft präzise und quellenmäßig solide
belegt die Konturen einer 'zerrissenen Republik', die Anleihen aus den
USA genommen habe: Deregulierung der Leiharbeit und Prekarisierung von
Beschäftigungsverhältnissen, Rückbau des sozialen Wohlfahrtsstaates
(workfare state statt welfare) und Umbau des Steuersystems durch
Entlastung der 'Reichen' und stärkere indirekte Besteuerung der
'Armen'; dadurch sei es zu Polarisierungen, Fragmentierungen und
Aufspaltungen gekommen v.a. bei der Sozialstruktur (Ausweitung der
Schere arm-reich), bei der Stadtentwicklung (u.a. Zerfall der
Großstädte in Luxus- und Elendsquartiere), beim sozialen Klima und bei
der politischen Kultur (Entsolidarisierung, Entpolitisierung,
Rechtspopulismus, Post-Demokratie): "Die neoliberale Spielart der
Globalisierung hat als 'soziales Scheidewasser' gewirkt, das die
Bevölkerung der Bundesrepublik in Gewinner und
Verlierer/innen ... spaltete ... Einerseits reicht das Armutsrisiko
bis in die Mittelschicht hinein ... Andererseits führt die
finanzmarktgetriebene Form der Kapitalakkumulation zu einer
Vermögenskonzentration bei wenigen Hyperreichen, die an feudale
Zustände erinnert." (S. 325). Man müsse kein Marxist sein - so
Butterwegge -, um zu erkennen, dass die Bundesrepublik eine
"kapitalistische Gesellschaft mit wachsender sozioökonomischer
Ungleichheit" sei. Er zitiert Jakob Augstein, der das Ende der
Sozialen Marktwirtschaft und des eingehegten sozialen Kapitalismus
konstatiert; von der sozialen Symmetrie eines 'Rheinischen
Kapitalismus' sei wenig übriggeblieben. Deutschland stehe vor einer
sozialen Zerreisprobe und in fast allen Gesellschaftsbereichen wachse
die Unruhe, ohne dass in der Öffentlichkeit die Gründe dafür erkannt
und von den politisch Verantwortlichen die nötigen Gegenmaßnahmen
ergriffen würden. Die sozioökonomische Polarisierung bilde dabei bis
in die von Prekariat bedrohten Mittelschichten hinein einen idealen
Nährboden für rechtspopulistische und rechtsextreme Ideologien und
Parteien; der Zusammenhalt innerhalb der Gesellschaft sei gefährdet.

Wenn man das Sozialstaatsgebot des Grundgesetzes ernst nähme, dann
wäre die Bekämpfung von Armut eine der zentralen Aufgaben des Staates,
aber alle bisherigen Bundesregierungen hätten sich stattdessen auf
Vermehrung des Reichtums durch eine unsoziale Steuerpolitik
konzentriert. Als alternative Perspektive fordert Butterwegge den
Aufbau eines 'inklusiven Wohlfahrtsstaates', der eine
gleichberechtigte Partizipation aller Wohnbürger/innen am
gesellschaftlichen Reichtum wie am sozialen, politischen und
kulturellen Leben garantiere. Instrumente und Bausteine für die
Umsetzung dieses Ziels seien eine allgemeine, einheitliche und
solidarische Bürgerversicherung (anstatt eines bedingungslosen
Grundeinkommens) ohne Versicherungspflichtgrenze und ohne
Beitragsbemessungsgrenzen für alle Wohnbürger/-innen, unabhängig
davon, ob sie erwerbstätig sind oder nicht, also auch Selbständige,
Freiberufler, Beamte, Abgeordnete, Minister, Ausländer und Leute mit
Daueraufenthalt. Dazu müsse eine bedarfsorientierte Mindestsicherung
für Alle kommen, die deutlich über dem Niveau der heutigen
Grundsicherung liege, vor Existenzangst und Ausgrenzung schütze und
die Teilhabe am gesellschaftlichen und kulturellen Leben möglich
mache. Weitere Elemente seien unabdingbar: Steuerpolitische
Entscheidungen im Sinne einer größeren Steuergerechtigkeit und einer
Umverteilung von oben nach unten (u.a. Vermögensteuer,
Erbschaftssteuer, progressive Einkommensteuer, höherer
Spitzensteuersatz, Anpassung der Kapitalertragssteuer), verstärkter
kommunaler Wohnungsbau nach dem Vorbild von Wien. Die Auflistung von
Vorschlägen zur Eindämmung sozialer Ungleichheit in den Bereichen
Besteuerung, Bildung und Arbeitsmarkt ließe sich noch weiterführen,
würde den Rahmen der Besprechung sicher sprengen. Christoph
Butterwegge gelingt es in beeindruckender Weise, die Konturen der
'zerrissenen Republik' analytisch scharf zu zeichnen, die damit
verbundenen vielschichtigen und mehrdimensionalen Probleme
nachvollziehbar und klar zu benennen und bietet auch vernünftige
Lösungen an.

Christoph Butterwegge 

Die zerrissene Republik. Wirtschaftliche, soziale und politische
Ungleichheit in Deutschland

Verlag Beltz Juventa, Weinheim und Basel 2020

414 Seiten,14.95 EURO.
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BUCHBESPRECHUNG/195: Nils Heisterhagen - Verantwortung. Für einen neuen politischen Gemeinsinn ... (Sachbuch) (Klaus Ludwig Helf)

Nils Heisterhagen

Verantwortung

Für einen neuen politischen Gemeinsinn in Zeiten des Wandels

Von Klaus Ludwig Helf, September 2020



Die SPD als älteste der noch bestehenden Parteien Deutschlands
befindet sich im Sinkflug. In den vergangenen 22 Jahren hat sie 18
Jahre (mit-)regiert. Je häufiger sie das Spitzenpersonal wechselte,
desto schlechter wurden ihre Wahlergebnisse. Hatte sie 1998 bei der
Bundestagswahl mit Schröder/Lafontaine noch 20 Millionen Stimmen, so
waren es 2017 mit Martin Schulz nur noch 9.5 Millionen mit 20.5 % das
bislang schlechteste Ergebnis bei einer Bundestagswahl. Auch die Zahl
ihrer Mitglieder hat sich zwischen 1976 und 2020 mehr als halbiert.
Diese Entwicklung hat sicher viele, auch unterschiedlich
dimensionierte Ursachen. Einer der wenigen jungen und prominenten
Intellektuellen der Partei, Nils Heisterhagen (Jahrgang 1988),
publiziert seit Jahren Vorschläge für die Erneuerung und
Revitalisierung der Linken, insbesondere der SPD. In seinem neuesten
Band fordert er eine Richtungsentscheidung der SPD, eine
materialistische Wende und einen neuen Realismus, Mut zu haben,
"... im konkreten Regieren die Verantwortung für die Umsetzung einer
links-ökonomischen Wende zu übernehmen. Liebe zur Welt bedeutet zu
handeln. Sie bedeutet aus Verantwortung in die Praxis zu
gehen. ... Ich nenne diese politische Philosophie, 'politischen
Sokratismus'. Diese Philosophie leitet das Buch. Es wird davon
handeln, die Dimensionen der Verantwortung aus Liebe zur Welt
auszubuchstabieren." (S. 36/37).

Nils Heisterhagen ist Politologe, Philosoph und Publizist, promovierte
mit einer Arbeit über 'Existenziellen Republikanismus', war
Grundsatzreferent und Redenschreiber beim Vorstand der IG Metall, dann
Grundsatzreferent der Landtagsfraktion der SPD in Rheinland-Pfalz bis
2018, seitdem freier Publizist und Journalist , veröffentlichte
zahlreiche Artikel vor allem zum Kurs der SPD; letzte Publikationen:
'Existenzieller Republikanismus. Ein Plädoyer für Freiheit' (2017),
'Die Liberale Illusion. Warum wir einen linken Realismus brauchen.'
(2018).

Nach einer längeren Einleitung über "Verantwortung aus Liebe zur Welt"
folgen drei Haupt-Kapitel und der Schluss mit einem Titel, der auch
ein handlungsleitendes Motto des Autors ist: "Frage nicht, was dein
Land für dich tun kann, sondern was du für dein Land tun kannst";
anschießend folgen ein Nachwort ("Für eine Verantwortungslinke") und
der Anmerkungsapparat. Leider fehlt eine systematische Literaturliste,
so dass es für den interessierten Leser schwierig ist, die benutzen
Quellen weiter zu verfolgen und nachzuschlagen - wäre auch möglich
über eine Online-Verknüpfung. In seiner politisch-philosophisch
fundierten Analyse der Theorie und Praxis der SPD-Linken bezieht sich
Nils Heisterhagen vor allem auf Sokrates, Hegel, Kant, Heidegger,
Weber, Arend und Rorty; mit Karl Marx verbindet ihn lediglich die
Macht- und Veränderungsperspektive, nicht aber dessen Kritik der
politischen Ökonomie. Die Forderungen nach Vergesellschaftung der
Produktionsmittel - wie sie auch der JUSO-Vorsitzende Kevin Kühnert
andeutete - dürften niemals eine Position der SPD sein; die
programmatischen Ansätze der Jusos bezeichnet er als "weltfremde
Folklore": "Man kann links sein, sogar sehr links, ohne Sozialist zu
sein. Linke Ökonomen bekommen das schließlich auch hin." (S. 35).
Bereits vor über 20 Jahren habe der US-amerikanische Philosoph Richard
Rorty die neue 'kulturelle Linke' kritisiert die, statt auf einen
politischen Wandel hinzuwirken, nur noch den kulturellen Wandel
bewirken wollte. Die 'konkrete Utopie' eines Ernst Bloch sei ihnen
abhandengekommen; die 'kulturelle Linke' habe sich auf Fragen der
Differenz und der Identität spezialisiert und mehr mit dem Stigma als
mit Geld und der sozialen Eindämmung des Kapitalismus beschäftigt; sie
habe sich von Marx abgewandt und Freud zugewandt - mit fatalen Folgen:
"Dadurch, dass die Linken ihren Widerstand gegen soziale Ungleichheit
und Unsicherheit schleifen ließen, ermöglichten sie einer
kosmopolitischen Oberschicht den Aufstieg." (S. 15).

Ähnliche Tendenzen sieht Heisterhagen auch in Deutschland. Linke wie
auch rechte Identitätspolitik sei eines der zentralen Probleme der
aktuellen politischen Diskursführung. Analog zu Max Weber
(Gesinnungs- und Verantwortungsethik) konstruiert Heisterhagen das
idealtypisch zugespitzte Gegensatzpaar von 
'Diskurs-/Haltungs-/Kultur-Linken' und 'Verantwortungs-/Handlungs-Linken', mit dem er versucht,
das Dilemma linker Politik in Deutschland - sicher etwas
holzschnittartig und polemisch - zu analysieren. Das liberale
Bürgertum verorte sich links, bilde aber tatsächlich eine Allianz mit
dem neoliberalen Großkapital, indem es das Linkssein aktuell über
Haltungen, Werte, Moralisierung und einseitige, nicht
gesamtgesellschaftliche Fokussierung auf Themen wie Umwelt- und
Klimaschutz, Ernährung und Lifestyle, Minderheiten- und
Geschlechtergerechtigkeit und Multikulti definiere, aber die soziale
Frage nicht mehr stelle. Die liberalen und moderaten Linken hätten als
"Opportunisten eines postmodernen Zeitgeistes" aufgehört, eine
Gegenmacht zum Kapital und eine Schutzmacht für die 'kleinen Leute' zu
sein: "Der linke öffentliche Fokus liegt heute zu sehr auf
Kommunikation und Marketing anstatt auf der Arbeit an Themen. Und es
liegt ein zu großer Fokus der politischen Linke, insbesondere bei der
SPD, auf Fragen der eigenen postulierten Werte anstatt auf materiellen
Interessen ihrer Repräsentierten und der breiten Masse. Das Materielle
- nicht nur als Sozial- und Steuerpolitik, sondern auch als
Umwelt-, Wirtschaft- und Migrationspolitik - muss sie zurück in das
Zentrum rücken." (S. 195). Die neoliberale 
'Friss oder stirb'-Mentalität habe in den letzten Jahrzehnten ökonomisch und sozial viel
Unheil angerichtet und die Gesellschaft tief gespalten. Statt auf das
'Bio-Bürgertum' zu schielen, sollten - so Heisterhagen - die
Verantwortungs- und Handlungslinken (dazu zählt er reformwillige Teile
von SPD, GRÜNE und LINKE) einen radikalen Bruch mit dem postmodernen
Linksliberalismus vollziehen und aus dem identitätspolitischen
Kulturkampf ausbrechen. Die Linke müsse wieder ökonomische Themen in
den Mittelpunkt stellen und gesamtgesellschaftlich-solidarisch denken
und handeln und sich verstärkt um die Interessen weiter Teile der
unteren und mittleren Mittelschicht und der kleinen Leute wie auch des
Dienstleistungsprekariats kümmern, die sich sonst weiter von
Demokratie und Gesellschaft abwenden oder rechts wählen. Heisterhagen
will weg von Weltbild- und Wertediskussionen, die er als Symbolpolitik
wertet, weg von der radikal individualistischen zu einer
verantwortungsvollen, gesamtgesellschaftlich-solidarischen
Perspektive des Wir. Er plädiert dagegen für einen linken Realismus,
der nichts beschönige und nichts ignoriere, sondern Probleme benenne,
Lösungen anbiete und auch umsetze. In Zeiten massiver sozialer
Ungerechtigkeit müsse das linke Profil geschärft, die "soziale Frage"
und die Systemkritik wieder in den Fokus gestellt, der Staat und die
öffentlichen Einrichtungen gestärkt werden. Eine postmoderne
'Diskurs-Linke' mit ihrem moralisierenden, hilflosen Antipopulismus
habe keine Chance auf das Kanzleramt, aber eine verantwortungsvolle,
realistische 'Handlungs-Linke', die die Macht suche als eine
kombinierte Diskurs- und Handlungsmacht, die durchsetzen, gestalten
und handeln will im Sinne von Karl Marx: "Die Philosophen haben die
Welt nur verschieden interpretiert, es kommt darauf an sie zu
verändern." Nils Heisterhagen hat einen anregenden
politisch-philosophischen Essay geschrieben, in dem er verschiedene
Denktraditionen zu einer politischen Philosophie der Verantwortung und
des Gemeinsinns zusammenführt. Gleichzeitig hat er eine politische
Streitschrift geschrieben für eine profilierte und zukunftsfähige
Linke mit vielen diskussionswerten und sicher auch streitbaren Thesen
und Anregungen.

Nils Heisterhagen

Verantwortung

Für einen neuen politischen Gemeinsinn in Zeiten des Wandels

Verlag J.H.W. Dietz, Bonn 2020 
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AUSSICHTEN/9021: Und morgen, den 13. November 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 13.11.2020 bis zum 14.11.2020 +++
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ITALIEN/349: Mitte-Links-Regierung demonstriert Einheit - Salvini führt Aufstand an (Gerhard Feldbauer)

Mitte-Links-Regierung in Italien demonstriert Einheit

Premier Conte: Lega-Chef Matteo Salvini führt den Aufstand der
Bürgermeister und Mitte-Rechts-Gouverneure an

von Gerhard Feldbauer, 6. November 2020



In der Auseinandersetzung mit der faschistischen Opposition (Lega,
Forza Italia (FI) und Brüder Italiens (FdI), die ihren Sturz betreibt,
haben die Parteien der Mitte-Links-Regierungskoalition
(Sozialdemokraten/Demokratische Partei- PD), Fünf Sterne (M5S),
Lebendiges Italien (IV), Freie und Gleiche (LeU), wie die staatliche
Nachrichtenagentur ANSA am Freitag berichtet, bekräftigt, bis zum Ende
der Legislaturperiode 2023 zu regieren. PD-Chef Zingaretti habe am
Ende des Regierungsgipfels erklärt, "es gibt einen Qualitätssprung",
M5S-Führer Crimi, es sei "ein profitabler Gipfel", IV-Chef Renzi,
"wenn es Rosen sind, werden sie blühen". Premier Conte habe erklärt,
dass Lega-Chef Matteo Salvini den Aufstand der Bürgermeister und
Mitte-Rechts-Gouverneure anführt". Damit, so ANSA, bleibe die
Koalition "vereint" und habe "jeden möglichen Grund für Kontroversen
oder Opposition verjagt". IV-Chef Matteo Renzi habe jedoch Vorbehalte
angemeldet: Bis Ende des Monats werde man verstehen, "ob es für diesen
Pakt Bedingungen gibt".

Gegen die wieder steigenden Infizierungen mit dem Corona-Virus hatte
die Regierung in der letzten Oktoberwoche strengere Maßnahmen
festgelegt, so u.a, daß Restaurants und Bars um 18 Uhr schließen
mußten, Fitness-Studios, Schwimmhallen, Kinos, Theater, Konzertsäle,
Spielhallen ganz geschlossen wurden. Die Situation sei, so die
Begründung, durch "anhaltende und weit verbreitete Übertragbarkeit
gekennzeichnet". Es "könnte schnell zu einer hohen Anzahl von Fällen
und deutlichen Anzeichen einer Überlastung der Hilfsdienste führen,
ohne daß die Herkunft der neuen Fälle nachvollzogen werden kann",
schrieb ANSA. Und wenn diese "Hochrisikosituation länger als drei
Wochen anhält, sind höchstwahrscheinlich sehr aggressive
Eindämmungsmaßnahmen erforderlich", hieß es.

Die Informationen der Gesundheitsbehörden belegen weiter die Notwendigkeit
der von Conte erlassenen Beschränkungen. ANSA meldete am Donnerstag, den 5.
November 2020, mit 34.500 Covid-Infizierungen und 445 Toten einen neuen
Rekord. Am 12. November berichtet ANSA von 31.961 Neuinfektionen innerhalb
von 24 Stunden und 623 Toten.(*)

In dieser Situation hatten Faschisten der Forza Nuova gewaltsame
Proteste gegen die weitgehenden Einschränkungen zur Eindämmung der
Corona-Pandemie inszeniert. Ausgehend von Palermo, Neapel und Rom
griffen die Ausschreitungen auf Bari, Mailand, Turin, Genua, Verona,
Florenz und weitere Städte über. Während der meist nicht genehmigten
Demonstrationen kam es überall zu gewaltsamen Zusammenstößen mit der
Polizei, die u.a. mit Eisenstangen, Steinen, Feuerwerkskörpern und
Molotow-Cocktails attackiert wurde und dagegen massiv Tränengas
einsetzte. Dutzende Personen wurden verhaftet, unter Polizisten und
Demonstranten gab es zahlreiche Verletzte. Medien schrieben von
"Strassenkämpfen in Neapel". In Genua demonstrierten Gastronomen und
Geschäftsleute ohne Maske, in Cremona zerschlugen Gastwirte vor der
Präfektur Geschirr. In Turin wurden Geschäfte geplündert. In
zahlreichen Städten errichteten Köche, Restaurantbesitzer und ihre
Mitarbeiter auf Plätzen aus Protest gedeckte Tische. Theaterleute,
Tänzer und Tänzerinnen gingen auf die Straße, um gegen die Schließung
ihrer Häuser im Zuge von verschärften Anti-Corona-Maßnahmen zu
protestieren. In Rom zeigten schwarz gekleidete Kulturschaffende
Plakate mit der Aufschrift: "Tötet nicht die Kultur." Laut
Innenministerin Giuliana Lamorgese wurden in der Regierung dafür unter
anderem "Extremisten von rechts und links" verantwortlich gemacht.

Zu den tiefer liegenden Ursachen schätzte Stefano Azzarà, an der
Universität von Urbino Professor für Politische Philosophie, gegenüber
dem Autor ein: "Die dramatische Situation, in der sich Italien
befindet, ist nicht in erster Linie das Ergebnis falscher
Entscheidungen und Versäumnisse der Regierung; diese handelt unter den
gegebenen Bedingungen. Es ist der unangefochtene und dauerhafte
Vorrang der Interessen des Kapitals, der diese Bedingungen erst
geschaffen hat." Im Verlauf der vergangenen Jahrzehnte habe sich das
Kapital die Ressourcen des Wohlfahrtsstaats angeeignet und das Land in
einen Zustand schwerwiegender struktureller Rückständigkeit versetzt.
"Alternative Entscheidungen", so Professor Azzarà, hätten unter
gleichen Bedingungen "nichts Wesentliches geändert, eine andere
Regierung hätte es nicht besser, aber wahrscheinlich noch schlechter
machen können, und das obwohl die amtierende Regierung angesichts der
Herausforderungen ganz und gar unzulänglich agiert".

Der Lockdown sei unvermeidlich, denn ohne Schutz des "nackten Lebens"
gebe es keine wie auch immer geartete "Lebensweise". Die Frage müsse
allerdings lauten: "Warum mußte es überhaupt so weit kommen? Es
mangelt an Ärzten, die Infrastruktur des Gesundheitswesens ist
unzureichend, es fehlt an angemessenen Transportmitteln, an einem
hinreichenden Auskommen."

Die Ausführungen Azzaràs belegen, daß diesen Zustand in erster Linie
die von der Lega Salvinis heute angeführten Parteien der
faschistischen Allianz - mit Forza Italia (FI) und Fratelli d'Italia
(FdI) - herbeigeführt haben. Unter den Regierungen von FI-Führer
Berlusconi (mit Unterbrechungen von 1994 bis 2011) fand der größte
Sozialabbau statt, wurde mit Privatisierungen das Gesundheitswesen in
den heutigen maroden Zustand versetzt. Und Kreise der
kleinbürgerlichen Bourgeoisie, die heute über die Folgen während der
Corona-Pandemie jammern, haben für die parlamentarischen Mehrheiten
der faschistischen Regierungen gesorgt.

Und was die seit dem Fall Berlusconis 2011 von Mitte-Links-Parteien
gebildeten Regierungen betrifft, so haben sie nichts an diesen
Zuständen verändert. Mit Bezug auf die Ultra-Linken bei den Protesten
meint Professor Azzarà, diese Leute wollen ihren Nutzen aus den von
den Faschisten der Forza Nuova - bekanntermaßen ein vorgeschobener
Sturmtrupp der Lega Salvinis - inszenierten bürgerkriegsähnlichen
Ausschreitungen ziehen. Er erinnert daran, daß diese Leute mit ihrem
als "links" getarnten Antikommunismus in entscheidendem Maße zur
Zerschlagung der einst kampfstarken Linken mit der PCI an der Spitze
beigetragen haben, einer kommunistischen Kraft, die heute fehlt.

Wie ANSA berichtete, hatte Lega-Chef Salvini mit der Erklärung, die
faschistische Allianz mit FI und FdI sei "bereit zur Zusammenarbeit",
die Katze aus dem Sack gelassen: Eintritt in die Regierung, um diese
zu unterminieren und so zu Fall zu bringen. Alter Wein in neuen
Schläuchen, denn das Ziel der äußerst rechten Kräfte ist es, die
Corona-Krise zum Sturz der Regierung mit den Sozialdemokraten zu
nutzen. Mit dem eingangs angeführten Gipfel hat die Regierung Conte
Position gegen die faschistische Allianz bezogen.



(*) Anmerkung:

Die Zahlen vom 12. November 2020 wurden von der Redaktion Schattenblick ergänzt.
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MEMORIAL/222: Vor 85 Jahren überfiel das faschistische Italien Äthiopien (Gerhard Feldbauer)

Vor 75 Jahren überfiel das faschistische Italien Äthiopien

Großbritannien und Frankreich beförderten die Aggression mit ihrer sogenannten Politik des Appeasement, der Beschwichtigung der Öffentlichkeit über die Kriegsvorbereitung

Von Gerhard Feldbauer, 14. Oktober 2020
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Äthiopiens Kaiser Haile Selassie im Februar 1934

Foto: Walter Mittelholzer (1894-1937), Public domain, via Wikimedia Commons



Vor 85 Jahren, am 2. Oktober 1935, verkündete Italiens faschistischer
Diktator Mussolini den Überfall auf Abessinien, das heutige Äthiopien.
Am nächsten Tag fiel eine über 400.000 Mann zählende Armee aus den
italienischen Kolonien Eritrea und Somalia in das im
zentralafrikanischen Hochland liegende Kaiserreich ein. Das
strategische Ziel zu erreichen erforderte, spätestens bis Mai in der
Hauptstadt Addis Abeba anzukommen, da danach durch die einsetzende
Regenzeit das Gelände nicht mehr zu passieren war. Die eine halbe
Million Mann starke Armee Kaiser Haile Selassies brachte die
italienische Offensive trotz der großen Überlegenheit an Flugzeugen,
schwerer Artillerie und Panzern im Landesinneren zum Stehen. Danach
befahl Mussolini Giftgas einzusetzen. Nach vorliegenden,
wahrscheinlich unvollständigen Angaben wurden über den äthiopischen
Stellungen zwischen Dezember 1935 und April 1936 über 350 Tonnen
Yperit [1] in 1.500 Gasbomben abgeworfen. [2] Um keine Berichte
darüber an die Öffentlichkeit kommen zu lassen, ordnete der "Duce" am
30. April 1936 an, gefangen genommene Europäer, die in der
äthiopischen Armee gekämpft hatten, zu erschießen. [3] Am 5. Mai 1936
zogen Paradetruppen der Kolonialarmee zu Pferd mit Marschall Pietro
Badoglio an der Spitze in Addis Abeba ein.
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Mai 1936 - Militärparade italienischer Besatzungstruppen in Äthiopiens Hauptstadt Addis Abeba

Foto: Autor unbekannt, Public domain, via Wikimedia Commons



Ein barbarischer Eroberungsfeldzug, der 275.000 Äthiopiern das Leben
kostete, ging vorerst zu Ende. Der Widerstand hielt bis zum Einmarsch
britischer Truppen 1941, an deren Seite äthiopische Einheiten
kämpften, an. Dem Kolonialterror fielen bis dahin insgesamt 750.000
Einwohner zum Opfer. Der Überfall bildete ein Vorspiel in den Abgrund
des vier Jahre später beginnenden Zweiten Weltkrieges.

Die Ereignisse, die dem Überfall vorangingen - die Beschwichtigung der
Öffentlichkeit über die Aggressionsvorbereitung Mussolini-Italiens
gegen Äthiopien wie der Hitlerdeutschlands durch Großbritannien und
Frankreich - gingen unter der Bezeichnung Appeasement in die
Geschichte ein. Der von Paris und London beherrschte Völkerbund
schaute dem seit dem Bruch des Versailler Friedensvertrages durch
Hitler bis zur Vorbereitung der Aggression gegen Äthiopien durch
Mussolini tatenlos zu.

Lassen wir die Fakten sprechen: Hitler war noch keine sechs Monate an
der Macht, da ergriff London eine Initiative, die am 15. Juli 1933
zum Abschluss eines "Abkommens über die gegenseitige Zusammenarbeit
und die Erhaltung des Friedens" zwischen Großbritannien, Frankreich,
Italien und Deutschland führte. Das Hauptziel des sogenannten
"Viererpaktes" bestand darin, eine antisowjetische Einheitsfront
herzustellen. Mit der Klausel, dass alle Europa betreffenden
Angelegenheiten von den Vertragspartnern entschieden würden, sollte
die UdSSR davon ausgeschlossen und politisch isoliert werden. Nach
starken Protesten in der Öffentlichkeit in Frankreich und anderen
europäischen Staaten ratifizierte Paris das Abkommen nicht und es trat
nicht in Kraft. Trotzdem stellte der Pakt für das noch nicht
konsolidierte Hitlerregime eine bedeutende politisch-moralische
Unterstützung dar.

Die "Heimholung der Saar ins Reich" im Frühjahr 1935 stärkte das
Hitlerregime nicht nur politisch weiter, sondern auch die
schwerindustrielle Basis seiner Rüstung. Der sowjetische Außenminister
Litwinov warnte: "Der Sieg an der Saar kann Hitler so sehr zu Kopf
steigen, dass er noch größere Forderungen stellen wird als zuvor." [4]
Diese folgten schon bald. Am 10. März erklärte Göring vor der Presse,
die Reichsregierung habe den Wiederaufbau der deutschen Luftwaffe
beschlossen. Ein "Lieferplan Nr. 1" legte am 1. Oktober 1935 fest,
bis zum 1. April des nächsten Jahres 11.000 Maschinen herzustellen.
Ebenfalls im März führte Hitler mit dem "Gesetz für den Aufbau der
Wehrmacht" die allgemeine Wehrpflicht wieder ein und annullierte so
eine der wesentlichsten militärischen Bestimmungen des Versailler
Vertrages.

Ungeachtet dieser konfrontativen Schritte Hitlers begaben sich der
britische Außenminister Lord Simon und Schatzkanzler Anthony Eden zu
einem Besuch Hitlers nach Berlin, in dessen Ergebnis am 18. Juni 1935
in London mit der Unterzeichnung des deutsch-britischen
Flottenabkommen eine weitere Bestimmung von Versailles außer Kraft
gesetzt wurde. Großbritannien gestand Hitlerdeutschland die
vollständige Gleichstellung seiner Seerüstung mit Frankreich zu. Das
Flottenabkommen legte für die Gesamttonnage der Kriegsflotten beider
Länder ein Verhältnis von 100 zu 35 fest, wobei die deutsche
U-Boot-Flotte so groß sein durfte wie die des gesamten britischen
Empire. Nach einem Urteil Victor Klemperers festigte das Hitlers
Stellung "aufs bedeutendste". Der Reichskanzler und Parteiführer
konnte sich erneuten Erfolgs rühmen, mit dem die "Schmach von
Versailles" getilgt, die "Ketten von Versailles" zerbrochen, ein
weiterer Punkt des NSDAP-Programms erfüllt worden sei. [5]

Die Zulassung einer der britischen gleichen deutschen U-Boot-Tonnage
erwies sich während des Zweiten Weltkrieges als von tödlicher Wirkung
für Tausende britische und US-amerikanische Seeleute. Sie wurde von
Deutschland noch vor Kriegsbeginn überschritten. Für Hitler war der
Weg frei, eine millionenstarke Massenarmee aufzubauen, die viereinhalb
Jahre später mit dem Überfall auf Polen zur Eroberung fast ganz
Europas ansetzte.

Zu den wenigen konservativen Politikern, die das Flottenabkommen
missbilligten, gehörte der spätere Premier Winston Churchill, der
erklärte: "Meines Erachtens wird sich dieses isolierte Vorgehen
Großbritanniens für die Sache des Friedens nicht als günstig
erweisen." Während eines Aufenthalts 1932 in Deutschland hatte
Churchill den Nazimob zwischen Hamburg und München erlebt und das
Grölen "siegreich wollen wir Frankreich schlagen" gehört. Er hatte
keinen Zweifel, dass der deutsche Faschismus zu allem bereit war. Nach
seiner Rückkehr nach Großbritannien warnte er im November 1932 in
einer aufsehenerregenden Rede im Unterhaus, die Regierung Seiner
Majestät solle nicht glauben, "dass die Deutschen nur den Status der
Gleichberechtigung fordern. (...) Alle diese Horden stämmiger
teutonischer Jünglinge, die durch die Straßen und Gassen Deutschlands
marschieren, (...) interessieren sich nicht für einen Status. Sie
halten nach Waffen Ausschau, und wenn sie die Waffen haben, dann,
glauben Sie mir, werden sie die Rückgabe ihrer verlorenen Gebiete und
Kolonien fordern." [6]

Gegenüber Maiski äußerte Churchill 1935 die Ansicht, "dass Deutschland
die größte Gefahr für das Empire ist", er deshalb "ein Gegner
Deutschlands" sei. Er erkannte, dass Hitler nicht nur gegen die UdSSR
im Osten zur Expansion rüstete, sondern auch gegen das Empire. Dabei
machte er kein Hehl daraus, dass er "ein Gegner des Kommunismus" war
und bleibe, erklärte aber, "um der Integrität des Empire willen bin
ich zur Zusammenarbeit mit den Sowjets bereit." [7] Als die Wehrmacht
im März 1936 mit 35.000 Mann in die entmilitarisierte Zone des
Rheinlands einmarschiert, gehört Churchill ebenfalls zu den wenigen
Politikern, die vor den Konsequenzen warnten. "Der Überfall auf das
Rheinland ist schwerwiegend, weil es eine Bedrohung für Holland,
Belgien und Frankreich bedeutet." Es entstehe eine Befestigungslinie,
die Deutschland freie Hand gebe, "nach Osten und Süden vorzudringen.
(...) Die baltischen Staaten, Polen und die Tschechoslowakei, zu denen
überdies Jugoslawien, Rumänien, Österreich und einige andere Länder
hinzukommen, sind entscheidend in Mitleidenschaft gezogen...". Kein
Politiker des Westmächte hat in dieser Zeit die von Hitlerdeutschland
weltweit ausgehende Kriegsgefahr so deutlich ausgesprochen wie
Churchill. Doch er blieb auch in den nächsten Jahren "ein Rufer in der
Wüste". [8]

Dem gegenüber unterbreitete der stellvertretende Staatssekretär Orme
Sargent am 7. Februar 1935 dem britischen Foreign Office ein
Memorandum, in dem ein Krieg gegen die UdSSR regelrecht herbeigesehnt
wurde. Es hieß darin, "so lange das bolschewistische Regime in
Russland existiert, kann diese Expansion unmöglich nur die Form
friedlichen Vorgehens annehmen." Mitte April 1935 notierte
Außenminister Simon in seinem Tagebuch: Wenn Deutschland handle, dann
solle das lieber nach Osten geschehen, wo dann "seine Energien für
lange Zeit beschäftigt" sein würden. Der US-Historiker Hines H. Hall
kommentierte: "Simon war der Ansicht, dass man Hitler ermutigen
sollte, seine annexionistischen Ziele dort zu suchen". Unter diesem
Gesichtspunkt hatte Simon bereits im Januar 1935 der forcierten
deutschen Aufrüstung volles Verständnis entgegengebracht und gegenüber
dem Kabinett erklärt, man könne von Deutschland nicht erwarten, dass
es die Rüstungen, die es gerade aufbaue, verschrotte; eine
"praktikable Alternative" hierzu gebe es nicht. [9]

Die antikommunistische Linie Londons entsprang der großen Sympathie,
die konservative Politiker schon seit Beginn der faschistischen
Machtergreifung in Rom gegenüber Mussolini bekundeten. Die
Times würdigte den "Marsch auf Rom", die faschistische
Machtergreifung im Oktober 1922, als "Reaktion gegen den
Bolschewismus". Die Daily Mail feierte den "Duce" an der
Jahreswende zu 1923 in einer Artikelserie als eine "Cromwellsche
Persönlichkeit". Nach dem "Marsch auf Rom" war kaum ein halbes Jahr
vergangen, da besuchte im Mai 1923 die Königsfamilie Rom, um "die
guten Beziehungen zur Regierung Mussolini zu festigen". Außenminister
Lord Curzon schickte dem "Duce" eine Botschaft seiner "hohen
Wertschätzung". [10] Auf der Konferenz von Locarno im Oktober 1925
hofierte London Rom als "ehrenvollen Zweiten" (Sieger des Ersten
Weltkrieges), der mit Großbritannien, Frankreich und Belgien die
Rheingrenze garantiere.

Die Haltung Frankreichs gegenüber Hitlerdeutschland zeigte in dieser
Phase gegenüber der Großbritanniens bestimmte Unterschiede.
Außenminister Louis Barthou suchte, obwohl er ein erbitterter Gegner
der Oktoberrevolution und der UdSSR war, die Zusammenarbeit mit ihr zu
erweitern. Als einer der wenigen französischen Politiker hatte er
Hitlers "Mein Kampf" im Original gelesen und war sich der von
Deutschland ausgehenden Gefahr bewusst. Seine Linie stieß jedoch in
der französischen Regierung auf erheblichen Widerstand. Die Vorschläge
der UdSSR für einen kollektiven Sicherheitspakt, die von London
rundweg abgelehnt wurden, fanden auch in Paris nur geringen Widerhall.
Barthous Nachfolger Pierre Laval war weniger an einer Zusammenarbeit
mit Moskau als mit Berlin gelegen.

Das entsprach der Furcht der rechten Kräfte in Frankreich vor der
Volksfront, die im Ergebnis des 1934 zwischen Kommunisten und
Sozialisten geschlossenen Aktionseinheitsabkommens im Frühjahr 1935
bei den Wahlen einen überwältigenden Sieg errang. Unter dem
Rechtssozialisten Léon Blum bildete sie am 4. Juni ihre erste
Regierung. Während die Volksfront im Inneren eine Reihe
grundsätzlicher sozialer und politischer Rechte bzw. Gesetze und
progressive Wirtschaftsmaßnahmen erkämpfte (Sozialgesetzgebung,
Achtstundentag, bezahlten Urlaub, Nationalisierung von Zweigen der
Großindustrie, Verbot der faschistischen Organisationen), kamen
vergleichbare Ergebnisse in der Außenpolitik nicht zustande. Zwar
wurde am 2. Mai 1935 mit der UdSSR der von Barthou vorbereitete
"Vertrag über gegenseitigen Beistand" unterzeichnet, gegenüber
Mussolinis Vorbereitung des Überfalls auf Äthiopien aber die
Appeasement-Politik betrieben.

Neben der Haltung des französischen Außenministers Pierre Laval
ermunterte besonders die Regierung Großbritanniens den "Duce" zum
Überfall auf Äthiopien. Der Korrespondent des Observer gab am
23. Juni 1935 aus Rom kund, da Großbritannien "eine so bestimmte und
realistische Linie zum Flottenpakt (mit Deutschland) bezogen" habe,
"es umso weniger Vorwand hat, sich in den italienisch-äthiopischen
Disput einzumischen."
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Der französische Pazifist, Schriftsteller und Literaturnobelpreisträger von 1915 Roman Rolland mit Stalin am 28. Juni 1935
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Romain Rolland: "Wir befinden uns an einem gefährlichen Wendepunkt der Geschichte" 

Auf einem vom 21. bis 25 Juni 1935 in Paris tagenden internationalen
Schriftstellerkongress mit Vertretern aus 37 Ländern mit 112
Teilnehmern, darunter Johannes R. Becher, Berthold Brecht, Lion
Feuchtwanger, Egon Erwin Kisch, Arthur Koestler, Heinrich Mann,
Gustav Regler, Anna Seghers und Erich Weinert, appellierte Romain
Rolland: "Wir befinden uns an einem gefährlichen Wendepunkt der
Geschichte". Lion Feuchtwanger sah in einem Brief an Arnold Zweig den
neuen Krieg "leider nahe genug". [11]

Auf der Tagesordnung des VII. Weltkongresses der Komintern vom 5. Juli
bis 20. August in Moskau, auf dem von den 76 Mitgliedsparteien 65 mit
510 Delegierten vertreten waren, stand: "Die Offensive des Faschismus
und die Aufgaben der Kommunisten im Kampf für die Volksfront gegen
Krieg und Faschismus". Die in den Beschlüssen gegebene zentrale
Orientierung bestand in der Schaffung einer Einheits- und Volksfront
mit dem Ziel, den Faschismus zu schlagen. [12]

Der Überfall auf Äthiopien, der dann am 3. Oktober 1935 begann,
stellte eine Aggression im Vorfeld des kommenden neuen Weltkrieges
dar. Togliatti sprach vom "Hineinschlittern (...) in einen neuen
Weltkrieg", den er als einen "Vernichtungskrieg" charakterisierte,
der alles zerstören werde, "was die Grundlage des Lebens einer
modernen kultivierten Nation bildet." Der britische Historiker Eric
Hobsbawm, der zu dieser Zeit am King's College in Cambridge
Geschichte studierte, schrieb: Man wusste, dass "ein zweiter Weltkrieg
bevorstand". [13]

Italien hatte bereits am 5. Dezember 1934 mit der Provokation eines
Grenzzwischenfalls von seiner Kolonie Somalia aus auf äthiopischem
Gebiet bei Ual Ual (Ogaden) einen Vorwand dazu geschaffen. Auf
äthiopischer Seite gab es über 100 Tote, auf italienischer 20.
Mussolini lehnte von Anfang an diplomatische Vermittlungen ab und
erklärte, eine Lösung werde es nur "durch den Einsatz der Waffen"
geben. Äthiopiens Kaiser Haile Selassie forderte eine Untersuchung
durch den Völkerbund, zu der es nie kam. Der "Duce" befahl
Generalstabschef Marschall Badoglio am 30. Dezember, die Streitkräfte
auf den Krieg vorzubereiten, dessen Ziel "die Vernichtung der
abessinischen Armee und die vollständige Eroberung Äthiopiens sein"
werde. [14]


Paris gab Carte blanche

Im Ergebnis eines Besuchs Pierre Lavals am 7. Januar 1935 in Rom
vereinbarte dieser in einem Geheimvertrag mit dem "Duce" die
Unterstützung der französischen Politik im Mittelmeer durch Italien,
während Frankreich "freie Hand" für das italienische Vorgehen in
Äthiopien gewährte. [15] London, das um seine angrenzenden Kolonien
Kenia und Uganda sowie den anglo-ägyptischen Sudan fürchtete,
versicherte Mussolini, dass "seine Interessen in Ostafrika nicht
beeinträchtigt würden". [16] Ein interministerieller Ausschuss Londons
hielt im Juni 1935 fest, dass es "keine vitalen britischen Interessen"
gebe, die erforderten, "sich einer italienischen Eroberung Äthiopiens
zu widersetzen". Im Rahmen der bekannten Vorbereitung des Überfalls
sorgte London sich allen Ernstes, dass der italienische
Eroberungsfeldzug angesichts der beträchtlichen Kampfkraft der
äthiopischen Armee, die militärischen Potenzen Italiens überfordern,
es zu einem "erschöpfenden afrikanischen Abenteuer" und gar zu einem
Zusammenbruch des Faschismus kommen könnte. [17] Als Simon nach Beginn
der Aggression gefragt wurde, warum die Engländer nicht ein Schiff im
Suezkanal versenkten, um die Verbindung zu den italienischen Truppen
in Äthiopien zu unterbrechen, antwortete Simon: "Wir können das nicht
tun, weil das Mussolinis Sturz bedeuten würde." [18]
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Abessinische Kämpfer im Zweiten Italienisch-Äthiopischen Krieg am 3. November 1935 
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Nachdem seit Dezember 1934 von Italien provozierte militärische
Grenzkonflikte anhielten, schlugen Paris und London am 15. August 1935
vor, gemeinsam mit Rom über Äthiopien ein Protektorat zu verhängen.
Mussolini lehnte ab, versicherte dafür in einem Interview für die
Londoner Morning Post vom 18. September erneut feierlich,
Italien habe nicht die Absicht, die Interessen Frankreichs und
Großbritanniens in Ostafrika zu beeinträchtigen. Gleichzeitig
beteuerte er, Italien werde alles Mögliche tun, um einen Konflikt mit
Äthiopien zu vermeiden.

Nach dem Überfall versuchten London und Paris, dem Aggressor durch
Zugeständnisse einen "legalen" Teilerfolg zu sichern. Laval und Hoare
unterbreiteten am 11. Dezember einen "Plan zur Lösung der
Äthiopienfrage", der vorsah, Italien große äthiopische Gebiete von
Ogaden und Danakil sowie Teile der Provinz Tigre, darunter Adua,
insgesamt etwa die Hälfte des Landesterritoriums, zu überlassen.
Äthiopien wurde dafür der Hafen Asab und ein schmaler Zugang zu ihm
versprochen. Selassie lehnte ab, der Annexion auf Raten zuzustimmen.
Mussolini wies selbst diese "diplomatische Lösung" zurück.
Internationale Proteste gegen den Schacher mit dem Aggressor zwangen
Laval und Hoare, den Plan zurückzuziehen. London opferte Hoare, er
musste demissionieren. [19]


Wirkungslose Sanktionen

Der von Paris und London beherrschte Völkerbund war 1931 beim Angriff
Japans auf die chinesische Mandschurei untätig geblieben und hatte das
mit der ungünstigen geografischen Lage begründet. Jetzt sein
Mitgliedsland Äthiopien ebenso völlig im Stich zu lassen, hätte
bedeutet, die eigene Existenz aufs Spiel zu setzen. So versuchte man,
das Gesicht zu wahren und verurteilte am 7. Oktober Italien als
Aggressor, verhängte vier Tage darauf jedoch nur weitgehend
wirkungslose wirtschaftliche und finanzielle Sanktionen und überließ
Äthiopien seinem Schicksal. Vom Embargo war das für den Einsatz der
Luftwaffe und der Panzer entscheidende Erdöl ausgenommen, ferner
Eisenerz und Kohle. Chamberlain hatte Sanktionen regelrecht als
"Wahnsinn" bezeichnet. [20] Auf militärische Maßnahmen, welche die
Völkerbundsatzung ebenfalls vorsah, wurde verzichtet, lediglich
Waffenlieferungen untersagt. Für die Resolutionen stimmten 51
Mitgliedsstaaten, Österreich, Ungarn und Albanien dagegen.

Sieben Mitgliedsstaaten befolgten das Waffenembargo nicht, acht
wendeten finanzielle Maßnahmen nicht an, zehn stellten den Warenexport
nach Italien nicht ein, dreizehn importieren weiter aus Italien. Viele
Völkerbundmitglieder gaben Italien heimlich zu verstehen, dass sie die
Sanktionen nur formal anwenden würden. Italien erhielt Kriegsgerät und
Rohstoffe aus Belgien, der Tschechoslowakei, Österreich und der
Schweiz. Aus Frankreich kamen auf Kreditbasis Traktoren, Kraftwagen,
Flugzeugmotoren sowie Granatwerfer. Aus Großbritannien große Mengen
Treibstoff, die erst nach Abschluss des Krieges bezahlt werden
mussten.

Italien stellte nach seiner Verurteilung die Mitarbeit im Völkerbund
ein. Deutschland, das die Organisation bereits nach dem faschistischen
Machtantritt verlassen hatte, erklärte sich formell neutral und
verweigerte Zwangsmaßnahmen. Die deutschen Exporte nach Italien
stiegen bei Kohle, Koks, Maschinen, Chemieerzeugnissen sowie Eisen-
und Stahlprodukten bis Ende 1935 um etwa ein Drittel an. Berlin
interpretierte die italienische Aggression als einen "Rassenkonflikt"
und "gerechten Kampf". Mit seiner Rechtfertigung bereitete Hitler das
Bündnis mit Italien in Gestalt der späteren "Achse Berlin-Rom" vor.
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Washington, das dem Völkerbund nicht angehörte, brach die Beziehungen
zu Rom nicht ab. Eine bereits am 31. August 1935 vom Kongress
angenommene Resolution über Neutralität spielte dem Aggressor in die
Hände, weil sie den Verkauf von Waffen an beide kriegführende Parteien
verbot. Für Italien war das nicht entscheidend, denn es war für den
Kriegsbeginn ausreichend gerüstet. Äthiopien hingegen besaß keine
Kriegsindustrie und war von Waffenimporten abhängig. Washington
stellte auch seine Erdöllieferungen nach Italien nicht ein. Hatte es
1934 für 447.000 $ Erdöl geliefert, so stieg sein Export an den
Aggressor bis Ende 1935 auf 1.252.000 $. Für 451.000 $ bezog Rom über
seine Afrika-Kolonien Erdöl. Die USA erteilten damit gleichzeitig der
von der UdSSR verfolgten Politik der kollektiven Sicherheit eine
Absage.

Für wirksame Sanktionen trat nur die UdSSR ein. Sie forderte, jegliche
Zufuhr von Erdöl nach Italien und zu dem Kriegsschauplatz zu
unterbinden und dazu auch die Durchfahrt durch den Suezkanal zu
sperren, was den Nachschub für die Kolonialarmee außerordentlich
erschwert hätte. Der Völkerbund ignorierte die Anträge und Mussolini
konnte ungehindert seinen verbrecherischen Feldzug fortsetzen. [21]
Den begangenen Völkermord und den anhaltenden barbarischen
Kolonialterror ignorierend hob die internationale Organisation die
Sanktionen bereits am 16. Juli 1936 auf.
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KALENDERGESCHICHTEN/117: 10/11-2020   Spuk und Tränen - Kieselfeld ... (SB)
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Rumtrum hatte als winziges Mammut zwischen zwei dicken Sesselkissen
ein Gespräch zwischen der Trollfrau und Trovje dem Garstigen
mitangehört und dabei erfahren, dass er am morgigen Tag das
Steineverwandeln erlernen sollte.

Nachdem die Trollfrau dem Mammut-Hausgeist nochmals eingeschärft
hatte, ihr ganz zu vertrauen und alles ihr zu überlassen, begab sich
Rumtrum als riesiges Mammut an den vereinbarten Platz und rief nach
Trovje. Es dauerte eine Weile bis der garstige Troll erschien, denn er
hatte verschlafen und noch nicht gefrühstückt. Seine Laune war
mithin nicht die beste. Als er aber das Mammut sah, war er doch
beeindruckt von den Gestaltwandelfähigkeiten des kleinen Hausgeistes,
ließ dies aber mit keinem Wort und keiner Geste erkennen.

"Na, bist du bereit für die erste Lektion?", brummte Trovje.
"Oh ja, sicher, ich kann es kaum erwarten", log Rumtrum, denn mit
seinem Vertrauen zur Trollfrau war es doch nicht so weit her wie er
es gestern noch angenommen hatte.

"Also gut, komm mit. Dort hinten am Fluss liegen eine Menge kleiner
Steinchen am Ufer. Deine erste Aufgabe wird es sein, einen dieser
Steinchen in einen Felsbrocken zu verwandeln.
Rumtrum blieb stumm, schritt eilig hinter Trovje her und freute sich
sehr, sich eine Mammutgestalt gegeben zu haben, denn so war es ihm
möglich, einigermaßen mit dem riesigen Troll Schritt zu halten. Als
sie endlich den Fluss erreichten, glitzerten abertausende kleiner
Kiesel in der Sonne.

"Setz oder stell dich dort hin!", befahl Trovje der Garstige, "und nun
höre genau zu, denn jedes Wort von mir ist von großer Bedeutung und
entscheidet über das Gelingen."

Rumtrum wurde ganz flau in der Magengegend und alle seine Mammutknie
fühlten sich wie Pudding an. Er beschloss still zu sein und genau
aufzupassen, zweifelte jedoch daran, dass er dieses Kunststück
bewältigen könnte. Zwar hatte die Trollfrau ihm versichert, dass alles
gut gelingen würde und er sich keine Sorgen machen solle, doch war
weit und breit nichts von ihr zu sehen. Wieder kamen ihm Zweifel, ob
sie ihn vielleicht doch reingelegt hatte und sich nun irgendwo im
Verborgenen über sein Scheitern lustig machte.

"Zunächst einmal merke dir folgendes: 'Als erstes wähle ein Steinchen
aus und lege es vor dich hin.'" Rumtrum musterte die um ihn
herumliegenden Kiesel und schubste eines mit seinem Huf vor sich hin.
Ungeduldig beobachtete der Troll seine Auswahl und setzte die
Unterweisung fort: "Dann sprich laut und deutlich die Worte, die ich
dir nun verrate: 'Kieselchen, Kieselchen klein, Kieselchen, Kieselchen
mein, sollst nicht länger ..."

Vor lauter Aufregung wiederholte Rumtrum die Worte laut vor sich hin,
wofür Trovje der Garstige ihn mit einem bösen Blick strafte. "Zuhören
sollst du, verdammt, nicht losplappern!", polterte der Troll. Gerade
wollte er fortfahren mit dem Aufsagen der Formel, da geschah es.
Rumtrum erschrak so sehr, dass er mit einem gewaltigen Hopps zurück
sprang. Der winzige Kieselstein vor ihm begann zu wachsen, bekam Ecken
und Kanten, dehnte sich weiter und weiter aus und hier und dort
splitterte ein Steinchen ab. Der Stein war nunmehr zu einem
gewaltigen Felsbrocken geworden, so hoch, dass er sogar den Troll ganz
verdeckte. Plötzlich schien die Verwandlung vollkommen, der Felsen
blieb wie er war. Vorsichtig schritt Rumtrum an der Seite des Felsens
entlang und lugte um die Ecke, wo er den total verblüfften Trovje
stehen sah.

"Das, das geht doch nicht mit rechten Dingen zu!", schimpfte der Troll
und hob drohend seine riesige Faust. "Was hast du getan, du mickriger
Hausgeist, hast mich hinters Licht geführt, mich angelogen! Willst du
mich zum Narren halten?" Der Troll schnaubte, tobte und sein Gesicht
färbte sich rot vor Wut, weil er annahm, dass der kleine Hausgeist
sehr wohl zaubern als auch sehr böse sein konnte und er ihn auf diese
hinterlistige Weise nur herausfordern oder prüfen wollte.
"Nun gut, du gemeiner Wurm, du hättest dich nicht mit mir anlegen
sollen. Sieh was geschieht!"

In dem Augenblick bildete sich um das Mammut ein gewaltig starkes
Gittergefängnis, aus dem es kein Entkommen gab. Der wütende Troll
lachte hässlich und mit donnernder Stimme sprach er zu dem
verschüchterten Rumtrum-Mammut: "In diesem Käfig, mein Lieber, werden
alle Zauber untauglich, weder kannst du dich befreien, noch in eine
andere Gestalt verwandeln, ha ha ha", brüllte der Troll , "dann wirst
du für immer ein Mammut bleiben müssen, denn wie du ja weißt, läuft
die Frist bald ab, in der du dir eigentlich eine neue Gestalt geben
musst, um nicht in der jetzigen zu bleiben."

Rumtrum war entsetzt und ihm war weder nach fluchen noch nach heulen
zumute, er war einfach ratlos, für so eine Gemeinheit fehlten ihm die
Worte. Er konnte doch gar nichts dafür, dass dieser winzige Stein zu
einem Felsen wurde. Oder vielleicht doch? Währenddessen bückte sich
Trovje der Garstige, umfasste den Felsbrocken so gut er konnte und hob
ihn hoch.

"Nun werde ich dir zeigen, was ich mit deinem Felsen anfange, denn sie
haben nur einen Zweck: mit ihnen kann ich alles mögliche zerstören,
Häuser, Dörfer oder kleine fiese Mammuts!"
Der Troll grölte vor vergnüglicher Bosheit und es sah nun ganz so aus,
als wolle er den Felsen auf Rumtrum werfen, denn er vollführte eine
halbe Drehung, um Schwung zu holen und stemmte den gewaltigen
Felsbrocken noch etwas in die Höhe.

Der kleine Hausgeist in seinem Gefängnis war sicher, sein letztes
Stündlein hätte geschlagen und er bereute zutiefst, sein Haus verlassen
zu haben. Niemals wäre er hier gelandet, niemals hätte er es mit einem
so bösen Troll zu tun bekommen. Warum nur wollte er überhaupt das
Bösesein erlernen, dass sich jetzt so grausam gegen ihn selbst zu
wenden schien? Nun war alles zu spät. Trovje der Garstige nahm Anlauf
und - in diesem Moment erblickte Rumtrum die Trollfrau unten an
seinem linken Vorderfuß, nur eben so groß wie eine Maus ...

Wie es weitergeht erfahrt ihr in Kürze
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PFLANZEN/058: Wiesenapotheke - das Springkraut ... (SB)



Dem Springkraut eilt ein schlechter Ruf als "Unkraut" voraus. Es zählt
zu den sogenannten Neophyten, also zu jenen Pflanzen, die nicht
ursprünglich hier beheimatet sind, sondern aus einem anderen Land
stammen. Der eigentliche Herkunftsort dieser Pflanze befindet sich in
der Region des Himalaya Ostindiens. Von dort wurde sie erst 1830
zunächst nach England gebracht, wo sie als Zierpflanze in den Gärten
einen Platz gefunden hatte, denn ihre Blütenpracht war beeindruckend
und sie wurde sogar mit einer Orchidee verglichen, was ihr den
Beinamen "Bauernorchidee" einbrachte. Bald schon verließ diese
verbreitungsfreudige Pflanze die Gartenumzäunungen und innerhalb von
100 Jahren siedelte sie sich in den Ländern Europas an. So finden wir
sie auch bei uns in Deutschland in großer Zahl.

Das Springkraut birgt
eine ganze Reihe von Eigenheiten, die bei oberflächlicher Betrachtung
übersehen werden. Sie ist nicht nur eine hübsch anzusehende
Zierpflanze und viel mehr als ein lästiges "Unkraut". Begeben wir uns
also auf eine kleine Forschungsreise und wenden unsere Aufmerksamkeit
auf dieses vielseitige Gewächs.




[image: Viele rosa Blüten des Springkrauts neben den lila farbenen des Schmetterlingsbaums werden von Bienen, Hummeln und Schmetterlingen angeflogen - Foto: © 2020 by Schattenblick]

Springkraut neben Schmetterlingsbaum

Foto: © 2020 by Schattenblick






Den Titel "Unkraut" trägt das Springkraut zu unrecht

Bevorzugte Standorte sind Flussufer, feuchte Wiesen, Waldränder und
überhaupt sumpfige, feuchte Regionen. Aber auch in Gärten ist das
Springkraut zu finden. Die Pflanze kann als wahres Stehaufmännchen
betrachtet werden, denn nach heftigen Regenfällen, die ihr schwer
zusetzen können, sie beinahe bis zum Boden niederdrücken, richtet sie
sich innerhalb kurzer Zeit wieder in ihrer vollen Pracht auf. Auf
reichlich Sonnenschein ist sie nicht unbedingt angewiesen, obwohl er
sicherlich zum raschen Wachstum beiträgt. Ihre Stärke liegt in ihrer
Fähigkeit, unzählige Samen zu bilden, die sich nach der Blütezeit in
kleinen Samenkapseln befinden. Diese Kapseln springen bereits bei
leisester Berührung auf, beispielsweise durch ein vorbeistreifendes
Tier oder einfach nur durch kräftigen Wind, und entlassen zwischen
1600 bis 4300 Samen, welche dabei bis zu sieben Meter weit
geschleudert werden. Daher rührt auch ihre Bezeichnung "Springkraut".
Auf dem folgenden Foto ist eine geschlossene und eine aufgesprungene Samenkapsel
zu sehen.
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Links: Samenkapsel geschlossen

Rechts: die Teile der aufgesprungenen Kapselschale rollen sich wie winzige Schlangen auf
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Da das Springkraut sich auf diese Weise an geeigneten Standorten in großer Zahl
vermehrt, kann es sein, dass es anderen Pflanzen den Platz streitig
macht. Das Verschwinden angestammter Blumen, Kräuter und Gräser wurde
mit der Ausbreitung des Springkrauts erklärt. Gebietsweise fanden und
finden richtige Vernichtungsunternehmungen statt, in denen das
Springkraut massenweise zertrampelt oder ausgerissen wird, bevor die
Samenkapseln ausgebildet werden konnten. Fraglich ist in heutigen
Zeiten allerdings, ob das wirklich sinnvoll ist, denn es kann nicht
sicher gesagt werden, ob die heimischen Pflanzen an diesen Standorten
nicht bereits durch Pestizide und Uferbereinigungen vernichtet wurden.
Dann wäre das Springkraut eher als ein zu begrüßender Ersatz
anzusehen, der die nur noch kümmerlich bewachsenen Flächen begrünt.


Springkraut - beste Nahrungsquelle für Hummeln und Bienen

Bienen, Hummeln, Wespen und eine Vielzahl anderer Insekten krabbeln in
die Blüte des Springkrauts, um sich an dem süßen Nektar zu laben. Er
enthält mit 48 % Zucker zwar einen durchschnittlichen Wert, aber jede
Blüte dieser Pflanze produziert 0,47 mg Nektar in einer Stunde und
damit über 40 mal mehr als andere Blütenpflanzen. Es darf also mit
Recht behauptet werden, dass es sich bei dem Springkraut um eine ganz
besonders reichhaltige Nahrungsquelle für Insekten handelt. Auch ihr
Pollen ist sehr begehrt und ebenfalls in großen Mengen vorhanden.
Einige Bienen sehen nach dem Besuch mehrerer Blüten ganz weiß aus, so
sehr sind sie mit Pollenstaub bedeckt. Von großem Vorteil für die
Bienenwelt ist die lange Blütezeit des Springkrauts, das bis in den
späten Oktober hinein blüht und immer noch reichlich Nektar und Pollen
produziert. So können beispielsweise die Wintervorräte der Bienen
noch aufgefüllt werden.
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Springkraut - gut für unsere Küche und nutzbar in der
Heilkunde

Wohl weniger bekannt ist, dass die Samen des Springkraut gegessen
werden können und zwar in unreifer weißer Form als auch als reife
braune Samenkörner. Sie schmecken nussig, ähnlich wie Walnüsse. Doch
Vorsicht! Alle Springkräuter sind im rohen Zustand leicht giftig! Das
heißt, es sollten keine großen Mengen verspeist werden. Sie können
auch in eine Pfanne mit heißem Öl gegeben werden, so wie Popcorn, und
es heißt, ihr Geschmack sei mit dem von Pommes Frites vergleichbar.
Falls ihr also Springkrautsamen probieren wollt, zieht bitte eure
Eltern oder einen kundigen Erwachsenen hinzu.

Auch in der Heilkunde findet das Springkraut in vielen Ländern
Verwendung. Ihr Pflanzensaft enthält entzündungshemmende Stoffe
(Flavonoid Quercetin), so dass er oder ein Pflanzenbrei bei
Insektenstichen, bei leichten Verbrennungen oder Hautirritationen
helfen soll. Des weiteren enthält das Springkraut einen Farbstoff mit
der Bezeichnung "Lawson", der auch in der Henna-Pflanze vorhanden
ist. Ob eine ähnlich starke Färbewirkung wie bei der Henna-Pflanze
erzeugt werden kann, bleibt noch fraglich. Viel wichtiger scheint es
aber, dass dieser Farbstoff gegen Hautpilze, Bakterien und
krankheitsfördernde Hefen wirksam ist, wie von thailändischen
Wissenschaftlern bestätigt werden konnte. Dem Farbstoff des
Springkrauts werden mithin entzündungshemmende, antibakterielle,
schmerzlindernde und pilzhemmende Eigenschaften zugeschrieben.


Springkraut in Gesellschaft vom Schmetterlingsbaum - ein
Festmahl für Insekten und Schmetterlinge

Leider haben wir es seit einiger Zeit mit einem weitreichenden
Insektensterben zu tun. Hatte man zunächst das Augenmerk auf die
vielen sterbenden Bienenvölker gerichtet, so ist mittlerweile bekannt,
dass die Populationen sämtlicher Insektenarten mehr oder weniger stark
verringert worden sind. Die Gründe sind vielschichtig und reichen von
zu hohem Pestizideinsatz (Pflanzenschutzmitteln) über die allgemeine
Luft- und Umweltverschmutzung, die Zerstörung der Lebensräume oder die
Vernichtung von Nahrungspflanzen bis hin zum Klimawandel und den
daraus folgenden Veränderungen.


Was kann man unternehmen, um den Insekten angemessene
Nahrungsquellen zu bieten?

Aufgrund der reichlichen Nektarproduktion des Springkrauts, eignet es
sich besonders gut als Nahrungsquelle, die zudem auch noch recht lange
zur Verfügung steht. Als Ergänzung bietet es sich an, einen
Schmetterlingsbaum anzupflanzen, der mit seinem betörendem Duft
Schmetterlinge in großer Zahl anlockt, aber auch von anderen kleinen
Insekten besucht wird. Beide Pflanzen blühen bis in den Herbst (September/Oktober)
hinein und helfen Schmetterlingen, Bienen und Hummeln zu
überleben.

Ein Garten oder ein Balkon mit möglichst vielen verschiedenen
Blütenpflanzen, die auch zu unterschiedlichen Zeiten ihre Blütenpracht
entfalten, kann vom Frühjahr bis zum Herbst der bevorzugte Ort für
Insekten und Schmetterlinge sein, an dem sie Nektar und Pollen finden.
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Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

http://www.wildkrautgarten.de/2014/10/08/indisches-springkraut-das-balsam-kraut-aus-dem-himalaya/

https://www.pflanzen-vielfalt.net/wildpflanzen-a-z/%C3%BCbersicht-r-z/springkraut-dr%C3%BCsiges/

https://www.vorsichtgesund.de/glossary/springkraut-druesiges-impatiens-glandulifera-%E2%80%A0/

https://www.nabu-bochum.de/2018/06/01/indisches-springkraut/



12. November 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / AUSLAND





LATEINAMERIKA/1986: Mexiko - Indigene Gemeinden fordern Anerkennung ihrer Autonomie (Philipp Gerber)

Indigene Gemeinden in Mexiko fordern Anerkennung ihrer Autonomie

Regierung soll Verfassungsreform durchführen, damit indigene Gemeinschaften
als Rechtssubjekte anerkannt werden. Widerstand gegen Megaprojekte

Von Philipp Gerber, 5. November 2020



Mexiko-Stadt. In Südmexiko werden immer mehr Stimmen laut, die von der
Morena-Regierung des Landes Fortschritte bei der Anerkennung der indigenen
Rechte einfordern.

Im Oktober haben sich mehrere Bündnisse zu diesem Thema geäußert, darunter
die Allianz für die Selbstbestimmung und Autonomie (Aldea), ein
Zusammenschluss von 50 sozialen und zivilgesellschaftlichen Organisationen
sowie indigenen Gemeinden aus mehreren Bundesstaaten.

Aldea fordert den Gesetzgeber und die Regierung auf, zwei Jahre nach
Amtsantritt von den Wahlversprechen zum Handeln überzugehen und eine
Verfassungsreform durchzuführen, damit indigene Gemeinschaften endlich als
Rechtssubjekte anerkannt werden und die historische Diskriminierung und der
Rassismus im Lande bekämpft werden.

Die Grundlage [1] der Vorschläge ist das Abkommen über die indigenen Rechte
zwischen der mexikanischen Regierung und der Zapatistenguerrilla EZLN von
1996, das nie umgesetzt wurde, sowie aktuelle Forderungen, welche
insbesondere die indigenen Rechte im Zusammenhang mit umstrittenen
Großprojekten betonen.

In einem Forum unter Beteiligung von internationalen Organismen wie der
Interamerikanischen Menschenrechtskommission und dem UN-Berichterstatter
für die Rechte indigener Völker, Francisco Cali, betonte [2] Jorge Oziel
Pech vom Kollektiv "Maya de los Chénes", dass Agrarunternehmen, Solar- und
Windparks und nun auch das Maya-Zugprojekt "systematisch ihr Recht auf
Autonomie und Selbstbestimmung verletzen".

"Wir sind nicht länger bereit, in unseren Ländern und Territorien als
Außenseiter behandelt zu werden", stellen auch indigene Organisationen in
Oaxaca an einem weiteren Forum klar. Deshalb rufen [3] sie dazu auf, eine
lokale Rechtsinitiative auszuarbeiten, welche die territorialen Rechte der
indigenen Gemeinschaften und Völker des Bundesstaates Oaxaca festschreiben
soll.

Im Falle von Oaxaca, wo gut die Hälfte der Bevölkerung sich als indigen
definiert, fordert ein Entscheid [4] des Obersten Gerichtshofs das lokale
Parlament dazu auf, die indigenen Rechte, darunter auch das Recht auf eine
Befragung, festzuschreiben. Auch die ebenfalls gut 50 Organisationen und
Gemeinden kritisieren, dass "angesichts der Ambitionen des Kapitals" in der
Vergangenheit Gesetze verabschiedet wurden, welche die Enteignung indigener
Gebiete erleichterten, was sich in den Konzessionen für Bergbau,
Wasserkraft, Windkraft und Autobahnen widerspiegele. Auch sei das
einheimische Saatgut, insbesondere der Mais, durch die Agrarindustrie und
den Einsatz von Gentechnik bedroht.

Dass die indigene Politik der Regierung unter Präsident Andrés Manuel López
Obrador nicht unter einem guten Stern steht, zeigt auch die Besetzung der
zentralen Büros des Nationalen Instituts für Indigene Völker (INPI) in
Mexiko Stadt durch Otomie-Indigene, die im Nationalen Indigenen Kongress
(CNI) organisiert sind, der den Zapatistas nahesteht.

Die seit dem Erdbeben von 2017 in Mexiko Stadt obdachlosen Indigenen
fordern nicht nur Wohnraum für ihre Familien, sondern auch ein Ende der
Angriffe auf Gemeinden in Chiapas, welche der EZLN verbunden sind. Die
Besetzung findet Unterstützung [5] von Organisationen aus anderen
Landesteilen, die sie als "Weckruf" interpretieren, mit dem das
Selbstbestimmungsrecht der indigenen Völker eingefordert werden soll.


Anmerkungen:

[1] https://serapaz.org.mx/alianza-por-la-libre-determinacion-y-la-autonomia-aldea/?fbclid=IwAR2bmqB78Ow1N3drzO94GW50AO5pbJduiOMSVvIkI6qz-ohcFtprDcVFm8w

[2] https://www.educaoaxaca.org/la-aldea-exige-al-estado-pasar-del-discurso-a-la-accion-y-concretar-las-reformas-pendientes-en-foro-con-autoridades-internacionales/#sdfootnote2sym

[3] https://sermixe.org/territoriooax/

[4] https://dplfblog.com/2020/07/03/suprema-corte-de-mexico-ordena-al-congreso-legislar-sobre-consulta-indigena/

[5] https://www.educaoaxaca.org/18-organizaciones-expresan-su-apoyo-a-otomies-en-la-toma-del-inpi/


Erstveröffentlicht auf amerika21:

https://amerika21.de/2020/11/244972/mexiko-indigene-autonomie
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Chile

Adiós General � Vom Ende der Glaubwürdigkeit des neoliberalen 
Modells 

Von Ute Löhning
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Luis Balboa Navarro, seine Frau und seine Schwester Marta Balboa
feiern den Ausgang des Referendums

Bild: © Ute Löhning



(Santiago de Chile, 30. Oktober 2020, npla) - Ein historischer Tag: Am
25. Oktober, gut ein Jahr nach Beginn der Protestbewegung in Chile,
haben die Chilen*innen mit fast 80 Prozent dafür gestimmt, dass ihr
Land sich eine neue Verfassung geben soll. Sie soll die 1980 unter der
Pinochet-Diktatur geschriebene Verfassung ablösen, die dem Land ein
neoliberales Modell aufzwang. Ein verfassungsgebender Konvent mit
extra dafür zu wählenden Mitgliedern wird die neue Magna Carta
schreiben: Abgeordnete und Senator*innen sollen außen vor bleiben.
Auch das ist ein Ergebnis des Referendums. Denn das Misstrauen der
Bevölkerung gegen die politische Klasse ist enorm. Mitte 2022 wird die
Bevölkerung nochmals abstimmen, ob sie dem neuen Verfassungstext
zustimmt.

"Chile despertó, Chile aprobó", auf deutsch: "Chile ist aufgewacht,
Chile hat zugestimmt", tönt es am 25. Oktober durch Santiagos Straßen,
als das Ergebnis des Referendums [1] über eine neue Verfassung
feststeht: Gut 78 Prozent der abgegebenen Stimmen in Chile und in
chilenischen Konsulaten im Ausland sind auf das "Apruebo", auf das
"Ja" entfallen. "Adiós General" heißt auf einem Transparent an der
Plaza de la Dignidad. Mit Hupkonzerten und Autokorsos, mit Parolen und
Cacerolazos*, mit Trommeln und Gesang feiern die Chilen*innen diesen
überwältigenden Sieg der Zustimmung zu einem Prozess, an dessen Ende
Chile in zwanzig Monaten eine neue Verfassung haben soll.


Historischer Tag

"Dieser Tag ist für uns sehr wichtig, ein historischer Prozess. Die
Bevölkerung will einen Wandel, eine neue Verfassung, nicht mehr die
aus unserer düstersten Zeit der Pinochet-Diktatur", sagt der Ingenieur
Luis Balboa Navarro (62) mit strahlenden Augen, der zusammen mit
seiner Frau und seiner Schwester Marta zwischen vielen anderen
Feiernden auf der Plaza Ñuñoa in Santiago unterwegs ist. Denn die
aktuell gültige Verfassung wurde 1980 unter der Führung des Ideologen
der Diktatur Jaime Guzmán ohne demokratische Legitimierung
geschrieben. In ihr zählt das Recht auf Eigentum mehr als
Menschenrechte, und mithilfe dieser Verfassung wurde der chilenischen
Gesellschaft und Wirtschaft ein neoliberales Modell eingeprägt. Das
jedoch hat seine Glaubwürdigkeit bei den Chilen*innen eingebüßt, die
endlich die langen Schatten der Diktatur abschütteln wollen.

"Vor Jahren haben wir gegen Pinochet gestimmt", erinnert die
Erzieherin Marta Balboa Navarro (60) an das Referendum von 1988, in
dessen Folge die Diktatur ein offizielles Ende fand. "Jetzt stimmen
wir für eine Verfassung von der Bevölkerung für die Bevölkerung. Dies
ist ein wichtiger, ein historischer Schritt. Aber wir müssen weitere
Schritte gehen, denn es wird ein schwieriger Weg sein." Luis ist für
den heutigen Abend sehr zufrieden, "dass wir jetzt die Möglichkeit
haben, eine neue Verfassung zu bekommen, dank des Einsatzes Tausender
Chileninnen und Chilenen".


Chile despertó

Denn die hatten ihren Protest seit dem 18. Oktober 2019 in vielen
Orten Chiles regelmäßig auf die Straßen getragen. Angefangen hatte der
"estallido social", der soziale Aufstand, mit Schüler*innen, die aus
Protest gegen eine Fahrpreiserhöhung über die Drehkreuze an den
Eingängen zur U-Bahn sprangen. "Evadir, no pagar, otra forma de
luchar", riefen sie, also: "überspringt sie, zahlt nicht, das ist eine
andere Form zu kämpfen". Schnell solidarisierten sich viele andere
unter dem Motto "No son 30 pesos, son 30 años!", auf deutsch: "Es geht
nicht um 30 Pesos, sondern um 30 Jahre."




[image: Bild: &copy: Ute Löhning]

Transparent an der Plaza de la Dignidad

Bild: &copy: Ute Löhning



Gemeint sind die letzten 30 Jahre seit dem Übergang zur Demokratie in
Chile im Jahr 1990. Ein ausgehandelter, ein unvollendeter Übergang zu
dem Modell einer Demokratie, in der die Militärs für lange Zeit
weiterhin das Sagen hatten und in der das Bildungssystem, die
Gesundheitsversorgung, die Rentenversicherung und sogar die
Bodenschätze und das Wasser privatisiert sind.

Seit vielen Jahren hatten Schüler*innen und Studierende für gute und
kostenlose Bildung protestiert; die Frauenbewegung hatte sich gegen
Sexismus und Feminizide organisiert; die sozialen Bewegungen wie die
"No Más AFP", die sich gegen die privaten Pensionsfonds AFP
(Administradoras de Fondos de Pensiones) richten, waren erstarkt. Die
indigenen Mapuche kämpfen seit Jahren für die Rückgabe ihrer
Ländereien und für Teilhabe an der Gesellschaft. Im Oktober 2019 kamen
diese Bewegungen zusammen, und aus dieser Einheit erwuchs eine
ungeahnte Stärke. Am 25. Oktober 2019 waren über eine Million Menschen
in Santiagos Zentrum auf der Straße, obwohl Präsident Sebastián Piera
bereits den Ausnahmezustand verhängt hatte.

In Nachbarschaftsversammlungen wie den "asambleas territoriales" oder
den "cabildos" kamen in vielen Orten und Stadtvierteln Menschen
zusammen und entdeckten, dass sie mit ihren Problemen nicht allein
waren.


Abkommen für eine neue Verfassung

Am 15. November dann beschlossen Parteien von rechts bis links � außer
der kommunistischen PC � das "Abkommen für den Frieden und für eine
neue Verfassung" [2]. Gefeiert oder zumindest befürwortet von den
einen: als einzig möglicher Kompromiss, aber dennoch als historischer
Schritt, um endlich die Verfassung der Diktatur hinter sich zu lassen.
Kritisiert und abgelehnt von den anderen, die die Bewegung übergangen
sehen: Denn in dem Abkommen ist nicht vorgesehen, eine oft geforderte
"Asamblea Constituyente" einzurichten, die eine Teilhabe der
Basisorganisierung ermöglicht, sondern ein Verfassungskonvent, dessen
Mitglieder nach dem chilenischen Wahlrecht gewählt werden. Das
begünstigt politische Parteien, denen viele nicht zutrauen, glaubhaft
für eine gerechtere Verfassung zu streiten. Ein tiefer Riss geht
seitdem durch die Bewegung.

In diesem Abkommen war ein Referendum für April 2020 vorgesehen.
Covid-19 kam dazwischen, das Referendum musste auf Oktober verschoben
werden. Während die Pandemie die ohnehin schon extremen sozialen
Ungleichheiten in Chile weiter verschärfte, war auch die
Protestbewegung pandemiebedingt auf Eis gelegt. Vier Monate lang galt
eine weitgehende Ausgangssperre, Hungerproteste brachen dort aus, wo
die meisten im informellen Sektor arbeiten und plötzlich kein
Einkommen mehr hatten. Mit selbstorganisierten Gemeinschaftsküchen,
den "ollas comunes", retteten sich viele in den Armenvierteln über
diese Zeit hinweg. Im Oktober ist die Ansteckungsrate in Chile zwar
auf hohem Niveau, aber etwas stabilisiert.


Protestbewegung wieder auf der Straße

Nachts gilt die Ausgangssperre noch, tagsüber gehen die Menschen aber
wieder auf die Straße � und eben auch protestieren. Am 2. Oktober wird
ein 16-jähriger am Rande einer Demonstration von Polizisten von der
Brücke Pio Nono in den Río Mapocho geworfen [3], er überlebt
schwerverletzt. Am 12. Oktober, dem "Tag der Entdeckung Amerikas",
organisieren Mapuche einen Protestzug gegen Kolonialismus, Ausbeutung
und Diskriminierung der indigenen Völker durch Santiago. Am 18.
Oktober, dem Jahrestag der Protestbewegung des "estallido social",
demonstrieren Zehntausende auf der "Plaza de La Dignidad" im Zentrum
Santiagos, dem "Platz der Würde", wie die "Plaza Italia" seit Beginn
der Protestwelle genannt wird. Am Abend brennen zwei Kirchen, die
Bilder gehen in Windeseile um die Welt. Später berichten Medien, dass
ein Militärangehöriger dabei gewesen sein soll. Weniger Beachtung
findet der Tod des 26 Jahre alten Aníbal Villarroel durch die Kugel
eines Polizisten im Armenviertel La Victoria am selben Abend. Seine
Familie hat Anzeige erstattet und fordert Aufklärung.


Menschenrechtsverletzungen und Straflosigkeit

Das unabhängige Nationale Menschenrechtsinstitut INDH bezeichnet die
seit Oktober 2019 von staatlichen Organen begangenen
Menschenrechtsverletzungen � über 30 Tote, etwa 460 Augenverletzungen
durch Schrot oder Gummi-Metall-Geschosse, zahllose Fälle von Folter
und sexualisierter Gewalt in Haft, 2.500 politische Gefangene � als
die schwersten seit dem Ende der Diktatur 1990. Der Staatsanwaltschaft
liegen 8.575 Strafanzeigen vor, das INDH hat 2.520 Anzeigen, v.a.
gegen Carabineros (militarisierte Polizei) erstattet. In nur einem
Prozent dieser Fälle wird konkret gegen Angehörige der
Sicherheitsorgane ermittelt. Es gab nur eine Verurteilung � wegen
versuchten Mordes. "Weder die zivilen und politischen noch die
ökonomischen, sozialen und kulturellen Menschenrechte werden
respektiert", sagt der Präsident des INDH, Sergio Miccho. Daher ruft
er die Chilen*innen zu aktiver Beteiligung am Plebiszit auf, um zu
einer neuen Verfassung zu kommen.
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Plakat in der U-Bahn-Station

Bild: &copy: Ute Löhning



Schon Wochen vor dem 25. Oktober hängt die Diskussion um das Plebiszit
förmlich in der Luft. Neben den Wahlwerbeslots, die beide Lager
täglich im Fernsehen haben, ist das überall auf den Straßen spürbar.
Aus vielen Fenstern hängen Fahnen und Transparente, meist für das
"Apruebo", auf Häuserwänden, Gehwegen und unzähligen Plakaten steht es
geschrieben. Bei Kundgebungen wird erklärt, wie das Plebiszit, das aus
zwei Fragen besteht, funktioniert. Das Ziel: Demokratisierung der
Diskussion und Mobilisierung von nicht organisierten Menschen.


Demokratisierung der Diskussion

Die erste Frage "Wollen Sie eine neue Verfassung" ist leicht mit
"Apruebo", also Zustimmung, oder "Rechazo", also Ablehnung zu
beantworten. Bei der zweiten Frage geht es um die Zusammensetzung des
Gremiums, das den Verfassungstext schreiben soll. Zur Wahl steht eine
"Convención Constitucional", deren Mitglieder extra gewählt werden
sollen, um einen neuen Verfassungstext zu schreiben und die zu
gleichen Teilen mit Männern und Frauen besetzt sein soll; oder eine
"Convención Mixta", die zur Hälfte mit Abgeordneten besetzt und für
die nur die andere Hälfte der Mitglieder extra gewählt werden soll.

"Wir hatten den Eindruck, dass viele Menschen verwirrt waren durch die
unklaren Bezeichnungen der zur Wahl gestellten Gremien", erklärt der
Grafiker Govar. "Viele dachten, die 'Convención Mixta' sei die, die je
zur Hälfte aus Männern und Frauen zusammengesetzt sein soll." Deshalb
hat er in anschaulichen Bildern heruntergebrochen, um was es geht.
Seine Grafiken werden immer wieder bei öffentlichen Veranstaltungen
gezeigt.


"Rechazo" und die Angst vor dem wirtschaftlichen Niedergang
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Pinochetisten und Ultrarechte demonstrieren für ein "Rechazo"

Bild: © Ute Löhning



Die politische Rechte mobilisiert überwiegend für das "Rechazo",
hauptsächlich in reichen Gegenden. Am Wochenende vor dem Plebiszit
marschiert ein Zug von etwa 3.000 teils mit Helmen und Schilden mit
Kreuzzugssymbolen ausgerüsteten Menschen durch Santiagos Nobelviertel
Las Condes. "Solange Chile existiert, wird es niemals marxistisch
sein", rufen sie auf spanisch. Ein "zweites Venezuela", fürchten ihre
Teilnehmer*innen, manchen gilt auch schon Argentinien als
sozialistisches Schreckensszenario. Die Protestbewegung sehen sie als
vom Ausland gesteuerte Aktion. Manche "Rechazo"-Befürworter*innen
tragen T-Shirts mit Pinochet-Aufdruck; für Raquel, die am Rande der
Demonstration steht, war die Regierung unter Diktator Pinochet ab 1973
die "beste Regierung in der Geschichte Chiles". Viele Teilnehmer*innen
tragen Zeichen rechtsextremer Gruppen, wie z.B. Patria y Libertad; es
ist die Rede von einer Neugründung dieser nationalistischen
Organisation, die 1973 den Putsch mit vorbereitete.


Das Erbe der Diktatur abschütteln � Lange Warteschlangen
vor den Wahllokalen
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Warteschlangen am 25. Oktober vor dem Nationalstadion in Santiago
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Am Morgen des 25. Oktober bilden sich vor vielen Wahllokalen lange
Warteschlangen in verschiedene Richtungen. Viele Junge, die nie zuvor
gewählt haben und auch ältere Menschen, die sich noch an die Zeit der
Unidad Popular [4] mit dem demokratisch gewählten sozialistischen
Präsidenten Salvador Allende (1970-1973) und an den Putsch 1973
erinnern, kommen hier zusammen. Nelda Aguilar Duhau (86), deren Bruder
1973 verhaftet wurde und seitdem verschwunden ist, lebte jahrelang
selbst im Exil. "Ich gehe voller Freude zu dieser Wahl", sagt die
pensionierte Geschichtslehrerin bewegt. "Ich hoffe, dass das 'Apruebo'
gewinnt und dass etwas Positives für unser Land und für ganz
Lateinamerika entsteht. Denn diese Wahl hat historische Bedeutung."
Ihr geht es darum, mit der Verfassung von 1980 auch das Erbe der
Diktatur abzuschütteln.




[image: Bild: © Ute Löhning]

Die 86-Jährige Nelda Aguilar, die selbst im Exil gelebt hat, hat mit
"Apruebo" gestimmt

Bild: © Ute Löhning



Alle Wähler*innen kommen mit Maske und bringen ihren eigenen Stift
mit. In den Wahllokalen obliegt die Kontrolle der staatlichen
Wahlbehörde und dem Militär, die Abstimmungen laufen anscheinend
korrekt. Die staatliche Wahlbehörde hat für jeden "Wahltisch"
Verantwortliche benannt. Zusätzlich melden sich zahlreiche Freiwillige
als Beobachter*innen, die während der Wahl und der Auszählung der
Stimmen anwesend sind. So auch der Rechtsanwalt Francisco Rodríguez,
der am Morgen bereits selbst gewählt hat. Er ist für den "Rechazo":
"Die Militärregierung hat ab 1973 die Bedingungen dafür geschaffen,
dass Chile von einem der ärmsten Länder zur Nummer eins in
Lateinamerika aufsteigen konnte", sagt er. Venezuela hingegen sei
durch strukturelle Änderungen vom reichsten Land des Subkontinents zu
einem der ärmsten geworden. "Genau dieses Modell soll uns durch das
Plebiszit aufgezwungen werden", meint er. Zwar sehe er große soziale
Ungerechtigkeiten, doch die sollten durch Gesetzesänderungen und nicht
durch eine andere Verfassung gelöst werden. Tatsächlich hält ein
Prozent der chilenischen Bevölkerung ein Drittel des BIP. Am Ende
dieses Tages kann sich das Lager des "Rechazo" nur in fünf Kommunen
durchsetzen � just dort, wo sich Reichtum und Macht konzentrieren.


Überwältigende Mehrheit

Fast 80 Prozent der abgegebenen Stimmen entfallen schließlich auf das
"Apruebo" und die "Convención Constitucional". Das deutliche
Wahlergebnis bedeutet einen starken Rückhalt für weitreichende
Veränderungen in der Verfassung. Es ist auch ein Ausdruck großen
Misstrauens gegenüber den politischen Parteien und dem dort weit
verbreiteten Klientelismus. Also werden die 155 Mitglieder des
Verfassungskonvents im April 2021 extra für diesen Zweck gewählt
werden. Eine Entscheidung des Kongresses, ob Sitze für Indigene
reserviert werden, steht noch aus. Der Konvent hat dann maximal ein
Jahr Zeit, um den Text für eine neue Verfassung zu schreiben. Alle
Artikel müssen mit 2/3-Mehrheit im Konvent beschlossen werden. Über
die Annahme des Ergebnisses werden die Chilen*innen anschließend in
einem verpflichtenden Plebiszit entscheiden müssen. Lehnen sie ab,
behält die aktuelle Verfassung � also die der Diktatur � ihre
Gültigkeit. Stimmen sie zu, wird Chile ab Mitte 2022 eine neue
Verfassung haben.


Wie geht es weiter?

Die eigentliche Herausforderung beginnt erst jetzt. Die sozialen
Bewegungen fordern eine möglichst große Beteiligung am
Verfassungskonvent und damit am weiteren verfassungsgebenden Prozess.
Die Plattform "Unidad Social" [5], in der 200 soziale Organisationen
vereint sind, fordert die politischen Parteien auf, Plätze auf ihren
Wahllisten für Vertreter*innen sozialer Bewegungen zu reservieren.


Die entscheidenden Fragen sind:

Erstens: Schafft es die organisierte Rechte, 1/3 der Plätze im
Verfassungskonvent zu stellen? Damit hätte sie eine Sperrminorität und
könnte � so kündigt es Pablo Longueira [6], Abgeordneter der Unión
Demócrata Independiente (UDI), bereits an � durchsetzen, dass die neue
Verfassung inhaltlich nicht grundlegend anders ausfallen würde als die
jetzige.

Zweitens: Werden die Mitte-Links-Parteien eine faire Kooperation mit
den sozialen Bewegungen eingehen und zusammen zumindest diesen kleinen
Konsens durchsetzen, der in der Bevölkerung schon längst gesetzt ist:
der Post-Pinochet-Ära und dem Credo des Neoliberalismus ein Ende zu
setzen?

Klar scheint jedenfalls, dass es dazu Bündnisse braucht und Druck von
der Bewegung: mit Demonstrationen, kulturellen Aktivitäten,
Diskussionen, Mobilisierung und Organisierung in cabildos und
asambleas und in allen gesellschaftlichen Spektren. Wann, wenn nicht
jetzt: Adiós General!

* Cacerolazo: Protestform, bei der auf Töpfe und Pfannen geschlagen
wird


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/thema/tagespolitik/plebiszit-macht-den-weg-fuer-neue-verfassung-frei/
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Brasilien

Gewalt und Vorurteile: Frauen sind in der Politik unterrepräsentiert

von Nara Lacerda



(São Paulo 26. Oktober 2020, Brasil de Fato).- "Damit das klar ist:
Meine Frau wird nicht wählen gehen!", erklärte der Parlamentarier Coelho
Campos 1891 anlässlich der Diskussion über die Einführung des
Frauenwahlrechts. Der Vorschlag war im Zuge der Debatte um die erste
Verfassung der Republik aufgekommen und bei 31 Abgeordneten auf positive
Resonanz gestoßen. Massiver war jedoch die Ablehnung des Vorschlags, und so
verpasste Brasilien die Gelegenheit, als erstes Land der Welt das
Frauenwahlrecht einzuführen.

Erst 1932, mehr als vier Jahrzehnte später, wurde das Frauenwahlrecht
eingeführt, blieb jedoch auf gebildete Frauen und Frauen in
Angestelltenverhältnissen beschränkt. Betrachtet man die Entwicklung der
Beteiligung von Frauen damals bis heute, so drängt sich der Begriff der
Rückständigkeit förmlich auf: Im September hatten das Entwicklungsprogramm
der Vereinten Nationen (UNDP) und die Frauenrechtskommission UN Women mit
Unterstützung des Instituts International IDEA [1] ein Ranking zu
Frauenrechten und Sichtbarkeit von Frauen in der Politik veröffentlicht.
Das Ergebnis zeigt: Selbst in der saudi-arabischen Politik gibt es einen
höheren Frauenanteil.

Brasilien rangiert hinter Äthiopien, Osttimor und Saudi-Arabien


Die UN-Initiative ATENEA [2] zur Förderung der Beteiligung von Frauen in
der Politik hat die Situation eingehender untersucht. In einem
detaillierten Bericht werden 40 verschiedene Aspekte ausgewertet, darunter
das garantierte Wahlrecht, die Bedingungen, unter denen Frauen ihre
politischen Ämter ausüben, und die Repräsentation innerhalb der Parteien.
Jeder Aspekt wurde mit einer Punktzahl von 0 bis 100 bewertet. Unter den
lateinamerikanischen Ländern rangiert Brasilien mit 39,5 Punkten auf dem
drittletzten Platz und liegt in der Weltrangliste hinter Äthiopien,
Osttimor und Saudi-Arabien. Das sei schlichtweg peinlich, findet Lígia
Fabris, Rechtsanwältin und Juraprofessorin an der Getúlio-Vargas-Stiftung
(FGV). "Man kann es eigentlich gar nicht fassen. In den letzten Jahren
wurden in vielen Ländern Lateinamerikas beachtliche Fortschritte gemacht,
doch Brasilien schlurft weiterhin hinterher. Die Repräsentation von Frauen
in der Politik ist nach wie vor gering, und das ist global, regional und
überhaupt in jeder Hinsicht beschämend." Dass dem nicht so leicht Abhilfe
geschaffen werden kann, hat verschiedene Gründe. So existiert
beispielsweise kein Gesetz, das die Parteien an eine Quotenregelungen
bindet. Auch sind die aktuellen Machtinhaber nicht unbedingt gewillt, Raum
für eine stärkere Beteiligung von Frauen zu lassen. Was Brasilien angeht,
gehörte es noch nie zu den Stärken des Landes, die eigene Vielfalt in der
Strukturierung von Wirtschaft, Politik und Gesellschaft angemessen
abzubilden. Immerhin wurde 2018 eine Quotenregelung für die Besetzung der
Kandidaturen eingeführt und im März desselben Jahres die Begrenzung des
Parteienfonds für die Beteiligung von Frauen auf 15% als verfassungswidrig
erachtet. Nach Ansicht des Obersten Gerichtshofs STF sollte der für die
Kandidatur von Frauen vorgesehene Anteil mindestens 30% betragen. Fabris
nahm an dem Verfahren teil und sprach sich für die die Erhöhung aus. Die
Beteiligung von Frauen sei durch die Anhebung der Förderung tatsächlich
gestiegen, jedoch nicht übermäßig, erzählt sie heute. Die gesamte Debatte
in Brasilien befinde sich einfach um fast ein Jahrhundert im Rückstand.

Betrügereien bei der Einhaltung der Quote und der Mittelverwendung

"Es gibt viele Faktoren, die wir im Auge behalten müssen. Zum Beispiel
müssen wir auch darauf achten, dass das Geld für die Kandidaturen von
Frauen an den richtigen Stellen landet." Die Verwendung der Mittel erfolge
oft nicht beschlussgerecht. Das der Kandidatur von Frauen zugedachte Geld
werde nicht selten in die Kampagnen männlicher Kandidaten gesteckt. Das
erste Problem liege bereits darin, zu erreichen, dass die Frauenquote
überhaupt eingehalten wird. Tatsächlich werde mit verschiedenen Tricks
versucht, den 30%-Anteil zu umgehen. Oft stellten Parteien ihre
Kandidatinnen nur nominell auf, um dem Schein Genüge zu tun. "Und was wir
auch bedenken müssen: Selbst wenn 30% der Kandidaturen von Frauen kommen,
bedeutet das nicht, dass auch 30% weibliche Kandidaten gewählt werden.
Aktuell kommen wir nicht einmal auf die Hälfte."

Es gab bereits einen Fall, in dem das Oberste Wahlgericht (TSE) eine ganze
Liste aufgrund von Kandidatenbetrug nicht zugelassen hatte, aber in der
Gesetzgebung ist für Unregelmäßigkeiten dieser Art keine 
Strafe vorgesehen. "Immerhin wurde mit dieser Ermahnung seitens einer
Rechtsinstanz mit Regulierungsmacht ausgedrückt, dass dies nicht zulässig
ist und dass die Parteien die Quoten ernst zu nehmen haben", kommentiert
Ligia das Verfahren. Reaktionäre politische Kräfte beantragten darauf im
Nationalkongress die gesetzliche Streichung der Quotenregelung. "Es ist,
als ob die Parteien sagen würden: Wenn sie mich dazu zwingen, dann will ich
nicht mehr", seufzt Fabris. Im öffentlichen Diskurs werde die Situation
gern verdreht dargestellt: "Angeblich zeigen zu wenig Frauen Interesse an
der Politik, mangels weiblicher Kandidaten seien die Parteien somit
gezwungen, Kandidaturen zu erfinden." 2019 wurde im Kongress ein
Maßnahmenpaket zur Sicherung der Beteiligung von Frauen in der Politik
verabschiedet. Dem voraus ging eine jahrzehntelange Geschichte der
Repressionen und Boykotte.

Die Einführung des Frauenwahlrechts: ein langer, schwieriger Weg

Als Brasilien 1891 mit dem Entwurf der ersten republikanischen
Verfassung die Einführung des Frauenwahlrechts in Betracht zog, war der
reaktionäre Druck so groß, dass einige Parlamentarier ihre Unterstützung
für die innovative Idee zurückzogen. Weitere Anläufe in den Folgejahren
scheiterten ebenfalls. Im Jahr 1894 gewährte die Verfassung der Stadt
Santos (Bundesstaat São Paulo) Anwältinnen und weiblichen
Angestellten das Wahlrecht. Darauf legte eine Bürgerinitiative beim
Gesetzgebenden Kongress von São Paulo Berufung ein und erreichte die
Annullierung des Beschlusses.

Im Jahr 1917 wurde dem Kongress ein Änderungsantrag zum im Vorjahr
beschlossenen Wahlgesetz vorgelegt, der die Einbeziehung von Frauen vorsah.
Die Kommission für Verfassung und Justiz lehnte die Initiative ab. Der
damaligen Berichterstatter Afrânio de Mello Franco kommentierte die
Entscheidung folgendermaßen: "Die überwiegende Mehrheit der brasilianischen
Frauen würde die Ausübung des Wahlrechts ablehnen, selbst wenn es ihnen
gewährt würde".

1928 durften in Rio Grande do Norte erstmals Frauen das passive
Wahlrecht ausüben. Einer Erklärung des Senats zufolge wurden die Stimmen
der Frauen jedoch für ungültig erklärt. Die Begründung: Ohne ein
entsprechendes Gesetz könnten die Stimmen der Bürgerinnen nicht
berücksichtigt werden. Ein entsprechender Gesetzentwurf wurde 1930
vorgelegt, aber wegen der Aussetzung der parlamentarischen Aktivitäten
während der Revolution von 1930, die die so genannte Erste Republik
(1889-1930) beendete und den Machtantritt von Getulio Vargas (1882-1954)
einläutete, wurde das Inkrafttreten erneut verschoben.

Erst 1932 wurde das Gesetz mit Vargas' ausdrücklicher Zustimmung
verabschiedet, die Teilnahme an der Wahl war jedoch freiwillig. Die
Wahlpflicht wurde erst 1934 eingeführt, wobei Frauen, die nicht lesen und
schreiben konnten und nicht arbeiteten, weiterhin ausgeschlossen blieben.
Zu der Gruppe von Jurist*innen, die das neue Wahlgesetz entwarfen, gehörte
auch die Frauenrechtlerin und Herpetologin Bertha Luz [3] (1894-1976).

Die vier Jahrzehnte zwischen der ersten parlamentarischen Diskussion über
das Frauenwahlrecht und der Verwirklichung des Rechts (1891-1932) sind
geprägt von einem ständigen Vor und Zurück der brasilianischen Politik, das
sich bis heute fortsetzt und in gewisser Weise die gegenwärtige schleppende
Entwicklung erklärt.

Die Geschichte von Almerinda Gama

Der Kampf um die politische Repräsentation von Frauen war durchdrungen von
der historischen Politik der ethnisch bedingten Ausgrenzung: Die Bewegung
setzte sich aus weißen Frauen zusammen, die über größere wirtschaftliche
Macht und Zugang zu Bildung verfügten. Eine große Ausnahme: die schwarzen
Anwältin Almerinda Gama. Neben Carlota Pereira de Queirós wurde Gama als
Vertreterin der Gewerkschaft der Stenotypistinnen in die konstituierende
Versammlung von 1934 gewählt und war neben Carlota Pereira de Queirós die
einzige Frau in einem Gremium aus 254 Personen. Sie schrieb Artikel und
setzte sich aktiv für die politische Beteiligung von Frauen ein. In den
Dokumenten und Texten zum Thema wird ihr Name jedoch so gut wie nie
erwähnt, während das Foto, das sie 1934 bei der Stimmabgabe zeigt, bereits
vor Jahrzehnten zu erheblicher Bekanntheit gelangte.

Gama wurde in Alagoas geboren, wuchs in Belém im Bundesstaat Pará auf und
ging als Erwachsene nach Rio de Janeiro. Als Tochter eines weißen Vaters
und einer schwarzen Mutter wurde sie von der Familie ihres Vaters unter
Frauen mit Zugang zu Bildung aufgezogen. Nach dem Tod ihres Mannes bemerkte
Almerinda bei der Suche nach Arbeit schnell, wie schwer es für sie eine
Frau werden würde, ihren Lebensunterhalt zu sichern, weil ihr
ausschließlich Stellen in schlechteren Positionen und mit niedrigeren
Gehältern und angeboten wurden. Für die Journalistin und Historikerin
Cibele Tenorio, die sich seit 2013 für die Bewahrung des historischen
Zeugnisses von Almerinda Gama einsetzt, besteht kein Zweifel, dass ihre
Entwicklung zur Aktivistin für politische Rechte der Frauen durch ihre
eigenen Erfahrungen als Arbeiterin angestoßen wurde. "Ich vermute, dass
Almerinda durch die selbsterlebte Unterdrückung in der Arbeitswelt
begriffen hat, was es bedeutet, eine Frau zu sein", so Tenorio.

Nach ihrem Umzug nach Rio de Janeiro kam Gama mit der Federación Brasilea
por el Progreso Femenino in Kontakt. Die von Bertha Lutz geleitete
Organisation war seinerzeit die bedeutendste und einflussreichste
Initiative für Frauenrechte. Obwohl die Gruppe aus weißen Frauen der oberen
Mittelschicht mit komplett anderen Unterdrückungserfahrungen bestand,
entschloss sich Almerinda zur Mitarbeit. Sie begann ein Jurastudium,
schrieb für Zeitungen, erledigte Übersetzungen und war als Schreibkraft
tätig. "Nach einigen Jahren trennt sie sich von der Frauenbewegung. Im
Briefwechsel mit verschiedenen Genossen setzt sie sich detailliert mit der
Klassenproblematik und den verschiedenen Lebenswelten aufgrund der
Zugehörigkeit zu einer bestimmten gesellschaftlichen Schicht auseinander.
Bestimmte Themen, die Almerinda sehr am Herzen lagen, wurden von der
feministischen Föderation ausgeklammert, so dass ein Rückzug unausweichlich
wurde", resümiert Tenorio. Neben vielen ungeklärten Aspekten ist auch das
Sterbedatum der 1899 geborenen Aktivistin nicht bekannt. "Es gibt vieles
aus dem Leben dieser Pionierinnen, das sich nicht rekonstruieren lässt.
Doch Almerindas Foto hängt heute im Tiradentes-Palast, wo sich die
Abgeordnetenkammer befand, bevor sie nach Brasilia umzog. Heute ist dort
der Sitz der Verfassungsgebenden Versammlung (in Rio de Janeiro). Von
dieser Tribüne aus erklärte seinerzeit Marielle Franco: "Ich lasse mich
nicht unterbrechen". Marielle hat oft betont, dass wir einen sehr weiten
Weg bis hierher zurückgelegt haben. Was damit gemeint ist? Marielle
(1979-2018) konnte nur sein, was sie war, weil es Benedita da Silva [4]
(PT) gab und gibt. Und Benedita wäre nicht denkbar ohne Almerinda."

Frauen in der Politik: Abwertung und Infragestellung gehören zum Alltag


Die Gewalt in Brasilien hat auch auf politischer Ebene in den letzten
Jahren stark zugenommen. Besonders betroffen sind Frauen. Einer im
vergangenen September veröffentlichten Studie der NGOs Tierra de Derechos
und Justicia Global zufolge waren bei den registrierten Vorkommen zwischen
2016 und 2020 76% der Zielpersonen Frauen. Die Studie kommt zu dem Schluss,
dass nach 2018 eine Verschiebung der brasilianischen politischen Kräfte die
Stärkung des konservativen Lagers begünstigt habe. Die demokratischen
Fortschritte würden Stück für Stück abgebaut. Im täglichen Leben von
Frauen, die in der Politik arbeiten, zeigt sich diese Gewalt in
verschiedenen Formen.

Nach Ansicht von Rayssa Tomaz, seit zehn Jahren Mitglied und Abgeordnete
der brasilianischen Grünen (PV), werden die patriarchalen Druckmittel den
Frauen systematisch aufgezwungen. "Der Machismus begleitet unser gesamtes
Leben und hat erhebliche Auswirkungen auf die politische Frage. Allein
schon beim Wort 'Kandidat' denkt jeder: Mann, weiß, konservativ,
wirtschaftlich erfolgreich." Immer noch habe sie täglich mit Abwertung und
Infragestellung zu kämpfen. Ihre persönlichen und beruflichen
Unterdrückungserfahrungen in der Politik und im gesellschaftlichen Leben
teilt Rayssa mit der Mehrheit der Frauen. "Politisches Engagement bringt
uns oft an Grenzen und ist mit den Rollen, die die Gesellschaft den Frauen
auferlegt, häufig nicht vereinbar. Bei einem männlichen Kandidaten fragt
niemand, wer wohl auf sein Kind aufpasst. Wenn Frauen sich zusätzlich zu
unserer prall gefüllten gesellschaftlichen Rolle noch für politischem
Engagement entscheiden, so ist das wie noch eine Verpflichtung nach einem
langen, anstrengenden 12-Stunden-Tag."

In einem Artikel über Gewalt gegen Frauen als Barriere für das Engagement
von Frauen in der Politik spricht die Abgeordnete über einen selbsterlebten
Femizidversuch im Jahr 2017. "Schreiben war eine Möglichkeit, Kolleginnen
zu sensibilisieren und, noch wichtiger, männliche Aktivisten zu erreichen,
um gemeinsam für die Garantie einer geschlechtsunabhängigen Gleichheit zu
kämpfen". Die außerordentlich hohe Wahrscheinlichkeit, als Frau in
Brasilien Gewalt zu erleiden, erhebt die Angst zum verlässlichen
Schutzfaktor. "Es gibt keine Garantien für unsere körperliche
Unversehrtheit, geschweige denn für unsere emotionale Unversehrtheit. Es
ist auch die Angst, die uns überleben lässt. Angst, dass uns, unseren
Kindern oder so vielen anderen Menschen etwas zustößt. Die Angst ist heute
mein stärkster Antrieb", so Rayssa Tomaz.


Anmerkungen:
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STANDPUNKT/974: "Danke, Pepe!" - Hommage an den ehemaligen Präsidenten Uruguays, Pepe Mujica (Pressenza)
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Hommage an Pepe Mujica: "Danke, Pepe!"

Von Alicia Blanco, 1. November 2020
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Pepe Mujica im Jahr 2016
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Mar de Plata, Argentinien - 01.11.2020. Am 20. Oktober trat Pepe
Mujica, der als "ärmster Präsident der Welt" bekannt wurde, von seinem
Sitz im Senat zurück. Er ist 85 Jahre alt und tat dies nicht zum
ersten Mal. Bereits im August 2018 war er "wegen Erschöpfung"
zurückgetreten, aber er kam zurück und erhielt bei der Senatswahl 2019
in Uruguay die meisten Stimmen. Sein jetziges Gehen begründet er
folgendermaßen: "Die Pandemie hat mich entlassen".

In seinem formellen Rücktritt vor der Kamera sagte er:

"(...) Das Amt des Senators schreibt unter anderem eine starke und
dauerhafte Beziehung zu sozialen Akteuren und Gruppen vor. Es
beinhaltet, Bürger zu empfangen und sie gelegentlich an ihren
Arbeitsplätzen zu besuchen, um einen Einblick in ihre Probleme und
ihren Alltag zu erhalten. Für einen Mann hohen Alters, der außerdem an
einer Immunerkrankung leidet, ist dies in Zeiten einer Pandemie nicht
ratsam, wenn er das Wunder des Lebens wertschätzt. Diese Situation
verpflichtet mich dazu, von dem Posten zurückzutreten, den ich durch
die Bevölkerung erhalten habe."

Es ist ein wenig ungewöhnlich, dass ein Politiker von einem Amt wie
dem des Senators zurücktritt, "weil er seine Mitbürger nicht mehr
besuchen kann, um zu erfahren, wie es ihnen ergeht". Aber Pepe ist ein
Mann ungewöhnlicher Maßnahmen und Einstellungen. Während seiner
Präsidentschaft entkriminalisierte er unter anderem Abtreibung,
ermöglichte die gleichgeschlechtliche Ehe und legalisierte Marihuana.
Dabei akzeptierte er niemals einen Chauffeur und fuhr weiterhin sein
altes Auto; er spendete mehr als 90% seines Präsidentengehalts; er
trug weiterhin einfache Kleidung, sogar bei wichtigen Anlässen � und
erzeugte damit einen gewissen "Fremdscham" bei seinen Kollegen; er
lebte weiterhin im gleichen ländlichen Haus und sagt von sich, er
hasse niemanden � trotz fast 15 Jahren, die er im Gefängnis unter
unmenschlicher Behandlung gelitten hat.

In einer opportunistischen Umwelt voller Größenwahn und Lügen war und
ist Pepe für viele ein erfrischender und inspirierender Bezugspunkt.
Viele Personen und Ereignisse können dies bestätigen, wie zum Beispiel
der Druck von Büchern mit seinen Reden in Japan, die auch eine
illustrierte Version für Kinder beinhalten und an öffentliche Schulen
verteilt wurden. Ebenfalls vielsagend ist die Zuneigung der einfachen
Leute ganz Amerikas gegenüber Pepe. Die Menschen verstehen seine
schlichte Art zu reden und zu handeln. Genauso wie die Tatsache, dass
ihm vor einigen Jahren 10.000 junge Studierende applaudierten und
seine fast zweistündige Rede an der Universidad Estadual de Rio de
Janeiro feierten. Auch gestern zeigten dies die Mitarbeitenden im
Senat, die ihn am Tor verabschiedeten, als er sich kurz nach seinem
Rücktritt langsam entfernte: "Chau Pepe, danke. Du wirst uns fehlen",
sagten sie, als würden sie sich von einem Freund verabschieden. Auch
wenn es sicher nicht bekannt wird, sagen ihm viele andere das Gleiche:
"Danke, Pepe"
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Universidad Estadual de Río de Janeiro, August 2015

Bild: Mídia Ninja




Es folgt der vollständige Text seiner Rücktrittsrede vor dem
Senat:

Niemand kann aus seiner Haut heraus. Ich muss Ihnen für so viel
Anerkennung danken. Ich will mich jetzt bedanken, weil es im Leben
eine Zeit des Ankommens und eine Zeit des Gehens gibt. Ich möchte den
Mitarbeitern danken, die mich in diesen 26 Jahren in diesem Haus
unterstützt haben. Ich weiß, dass einige schon nicht mehr da sind.
Außerdem will ich vielen Kollegen, Abgeordneten und Senatoren danken,
mit denen ich schwere, aber auch scherzhafte Stunden geteilt habe.
Dabei möchte ich vor allem einen herausstellen, der euch symbolisiert
und der auf dieser Bank saß � Alejandro Atchugarry, ein Liberaler
höherer Qualität, kein Liberaler der Wirtschaft, sondern ein
humanistischer. Wir lernten im Lauf der Jahre, Gegner zu sein, uns
dabei aber nicht anzugreifen und als ich zum Minister ernannt wurde,
lud er mich in eine Bar ein und sagte: "Pepe, sei vorsichtig damit,
und damit, und damit ... und wenn du irgendein Papier unterschreiben
sollst, achte darauf, dass es von einem offiziellen Anwalt geprüft
wurde". Und auch als es bekannt wurde, dass wir Differenzen innerhalb
unserer Regierung hatten, rief er mich zu sich. "Pepe ..." Ein Mann
höherer Kategorie, der sich nicht mehr unter uns befindet und den ich
zum Symbol von etwas Beständigen machen möchte, dass es zu bewahren
gilt � seine Offenherzigkeit angesichts des rigiden politischen
Systems dieses Landes, das, da es klein ist, Spaltung vermeiden muss
und einen gemeinsamen Nenner finden muss, der im Lauf der Jahre stabil
aufrechterhalten werden kann.

Ich möchte mich auch bei meinen Kollegen bedanken. Ehrlich gesagt,
gehe ich, weil mich die Pandemie entlässt. Senator zu sein bedeutet,
mit Menschen zu sprechen und viele Orte zu besuchen. Das Spiel lässt
sich nicht im Büro spielen und ich bin durch die Umstände doppelt
bedroht: Wegen meines Alters und meines Leidens an einer chronischen
Immunerkrankung. Wenn morgen ein Impfstoff erscheint, könnte ich mich
nicht impfen lassen. Nun gut ...

Und jetzt muss ich die Entscheidung treffen, Ihnen für die Geduld
zu danken, die Sie aufbringen mussten um mich zu ertragen. Und, dass
Sie so voller Lob waren, viel zu sehr voller Lob. Ich habe auch eine
gute Zahl an Schwächen. Ich bin leidenschaftlich, aber in meinem
Garten habe ich seit Jahrzenten keinen Hass mehr angepflanzt, weil
mich das Leben eine harte Lektion gelehrt hat ...

Hass macht uns letztendlich dümmer, weil er uns die Objektivität
gegenüber den Dingen verlieren lässt.

Die Zeit bringt Veränderungen mit sich, und wir bewegen uns in eine
neue Epoche hinein, in eine digitale Epoche. Weder besser, noch
schlechterà anders. Ich glaube, es sind technologische Probleme
aufgetauchtà die in der Lage sind, vorherzusagen, wie der Charakter
und die treibenden Linien des menschlichen Verhaltens im Wesentlichen
aussehen � manchmal ohne mit uns zu sprechen � anhand der digitalen
Welt. Dies ist ein Dilemma, dem sich die Staaten und politischen
Systeme der Zukunft stellen werden müssen: Wie weit darf in
Privatsphäre und menschliche Würde eingegriffen werden und bis wohin
existiert die Freiheit? Denn bis vor kurzem glaubten wir
leidenschaftlich an eine Definition der Freiheit � und jetzt sagt uns
die Wissenschaft: "Wen man unter Freiheit versteht, seinen Neigungen
und Wünschen folgen, existiert sie. Wenn man unter Freiheit versteht,
dass WIR in der Lage sind, diese Neigungen und Wünsche zu steuern,
existiert sie nicht."

Ich habe mein Leben mit einer bestimmten Definition von Freiheit
gelebt und jetzt tauschen sie den Wortlaut aus. Dieses Problem haben
die neuen Generationen und die Politik muss sich dessen annehmen. Denn
die Politik ist der Kampf für menschliche Zufriedenheit, auch wenn das
wie ein Wunschtraum klingen mag.

Und deswegen spreche ich meinen Dank aus. Schließlich haben uns
viele Menschen in diesen Jahren, zwanzig Jahren, ihre Unterstützung
gegeben und ich bin ihnen zum Dank verpflichtet � denen, die anonym in
der Mitte des Volkes entscheiden. In der Politik gibt es keine
Erbfolge. In der Politik gibt es Angelegenheiten und alle Männer und
auch die Frauen geben ihre Verantwortung dafür irgendwann wieder ab.
Wir alle gehen irgendwann. Einige Errungenschaften überleben, die sich
anpassen müssen � das einzig permanente ist die Veränderung. Die
Biologie erlegt uns Veränderung auf, aber es muss auch eine
Einstellung geben, die Veränderungen offen gegenüber steht � die
Einstellung, den neuen Generationen Möglichkeiten zu geben, Dinge neu
zu formen und die Zukunft zu gestalten, auch wenn unser Leben sich dem
Ende neigt � was unvermeidbar ist � aber die Errungenschaften
bleiben.

Ich habe im Leben alles erlebt. Meine Hände waren sechs Monate lang
mit einem Draht auf den Rücken gefesselt. In meinen Fäkalien gesessen,
weil ich es zwei oder drei Tage in einem Laster eingeschlossen nicht
aushalten konnte. Zwei Jahre verbracht, in denen sie mir das Waschen
unmöglich gemacht hatten � ich musste mich mit einer Flasche, einer
Tasse mit Wasser und einem Taschentuch waschen. Ich habe alles
durchgestanden, empfinde aber für niemanden Hass. Und möchte der
Jugend Folgendes mitgeben: Für das Leben müsst ihr dankbar sein. Im
Leben zu triumphieren heißt nicht, zu gewinnen. Im Leben zu
triumphieren heißt, aufzustehen und jedes Mal wieder neu anzufangen,
wenn man gefallen ist.

Danke.


Link zum Video:

https://youtu.be/_pjBN1KC-pc
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Brasilien

Kinderarbeit: Alle 14 Tage stirbt ein Kind bei einem Arbeitsunfall



(São Paulo, 09. Oktober 2020, Brasil de Fato).- In den letzten 12
Jahren starben 279 Kinder an den Folgen eines Arbeitsunfalls. Dazu wurden
46.507 arbeitsbedingte Gesundheitsschäden sowie 27.924 Unfälle gemeldet,
die als schwerwiegend eingestuft wurden. Die Betroffenen waren fünf bis 17
Jahre alt. Nach Angaben des Gesundheitsministeriums SINAN kommen pro Jahr
23 Kinder bei der Arbeit ums Leben.

Nun hat das Arbeitsministerium Anfang Oktober in sozialen Netzwerken und
Radiosendern eine neue Kampagne gestartet, die das Problem der Kinderarbeit
und insbesondere die Gefahr von Arbeitsunfällen thematisiert. Im
Mittelpunkt stehen Menschen, die in ihrer Kindheit Arbeitsunfälle erlitten
haben und auch als Erwachsene noch unter den schwerwiegenden physischen und
psychischen Folgen leiden. Die Auswirkungen der Unfälle auf das künftige
Leben der betroffenen Kinder sind immens. Viele von ihnen befänden sich
ohnehin in einer prekären Lebenssituation, erzählt Staatsanwältin Ana Maria
Vila Real im Interview mit Brasil de Fato. Vila Real ist die landesweite
Koordinatorin der vom Arbeitsministerium lancierten Initiative
Coordinfancia [1] gegen die Ausbeutung von Kindern und Jugendlichen. In
Artikel 227 der Bundesverfassung und im Kinder- und Jugendgesetz sei der
umfassende Schutz von Minderjährigen verankert. Die Ausübung von Lohnarbeit
sei illegal und behindere die volle Entwicklung der Kinder. "Lohnarbeit
beeinträchtigt die schulischen Leistungen. Kinder, die einer
Erwerbstätigkeit nachgehen, haben weniger Möglichkeiten, sich im
schulischen Kontext zu qualifizieren oder brechen vorzeitig die Schule ab.
Entsprechend haben sie als Erwachsene keinen Zugang zu besser bezahlten
Jobs und damit keine Möglichkeit, der familiären Armutsfalle zu entkommen.
Dies ist es, was wir den intergenerationellen Armutszyklus nennen". Die
Pandemie habe die bereits bestehende sozioökonomische Krise weiter
verschärft.

"Die Kinderarbeit wird explosionsartig ansteigen. Wir steuern geradewegs
auf eine Situation zu, wie wir sie seit 1992 nicht mehr hatten, in etwa
dasselbe Beschäftigungsniveau wie damals und mit einem sehr hohen Anteil
von Kinderarbeit. Dies ist eine Warnung an die Gesellschaft, vor allem aber
an den Staat. Es ist höchste Zeit, dass die Politik sich dieses Problems
annimmt. Wir befinden uns in einem entscheidenden Moment. Entweder wir
unternehmen jetzt etwas, um die schwächsten Glieder der Gesellschaft zu
schützen und ihre Rechte zu verteidigen, oder wir lassen zu, dass sich
Kinderarbeit mehr und mehr zur Normalität entwickelt", warnt Vila Real. Im
Interview mit Brasil de Fato sprach sie über die Verschärfung der Situation
durch COVID-19 und die Verfehlung der Nachhaltigkeitsziele der Agenda 2030.

Was ist das Hauptziel der Kampagne, und wie lautete die Botschaft für
den Kindertag am 12. Oktober?

Es geht uns darum zu zeigen, dass das Leben aller Kinder gleichviel wert
ist und dass alle Kinder besonderen Schutz benötigen. Kinder und
Jugendliche brauchen Raum und Schutz, um sich entwickeln zu können. In
Fortsetzung der Aktion vom 12. Juni, dem Welttag zur Bekämpfung der
Kinderarbeit konzentriert sich diese Kampagne auf die Folgen der
Kinderarbeit und thematisiert Geschichten von Erwachsenen, die als Kinder
bzw. Jugendliche durch die Arbeit verletzt oder krank wurden. Die meisten
Kinder und Jugendlichen, die einer Erwerbstätigkeit nachgehen müssen, sind
afrikanischer Abstammung. Der allergrößte Teil stammt aus
einkommensschwachen Familien. Brasilien ist ein rassistisches,
klassenorientiertes Land.

Wir wollen der Gesellschaft vor Augen führen, wie schädlich Kinderarbeit
ist, und wie groß die Gefahr, schwere und teils sogar tödliche Unfälle mit
irreversiblen Folgen zu erleiden. Wir haben zum Beispiel die Geschichte von
Cíntia, die im Alter von 14 Jahren in einer Schleifmaschine einen Arm
verlor, oder die von Gedeão, der mit acht Jahren zu arbeiten begann
und im Alter von zehn Jahren ein Auge verlor. Oder die Geschichte von
Ramon. Er begann mit 17 Jahren zu arbeiten, hatte gleich zu Anfang einen
Arbeitsunfall und ist seither querschnittsgelähmt. Die Beispiele zeigen,
dass es um mehr geht als um eine gestohlene Kindheit. Es geht um
irreversible Folgen sowohl in physischer als auch in psychologischer
Hinsicht.

Wie sieht die Zukunftsperspektive für ein Kind aus, das seinen
Lebensunterhalt verdienen muss? Was gibt es neben den Unfällen noch für
Auswirkungen?

Arbeiten zu müssen bedeutet für jedes Kind und jeden Jugendlichen spürbare
Beeinträchtigungen. Auch wenn man laut Gesetz schon ab 16 Jahren, im Rahmen
einer Berufsausbildung sogar ab 14 arbeiten darf, macht es einen
Unterschied im Leben der Jugendlichen, ob Lohnarbeit ausgeübt wird oder
nicht. Arbeit schadet den schulischen Leistungen, Arbeitszeit mindert die
Zeit für Freizeit und Erholung. Und wie ich schon sagte: Dass der Lebensweg
von Kindern, die in prekäre soziale Verhältnisse hineingeboren werden,
quasi vorgezeichnet ist, hat zu einem wesentlichen Teil mit der Ausübung
von Lohnarbeit zu tun.

Welches sind die strukturellen Faktoren, die Kinder so früh in die
Lohnarbeit treiben?

Armut und soziales Elend sind vermutlich die wichtigsten Ursachen, die
jedoch eng gekoppelt sind an andere Faktoren wie strukturellen Rassismus.
Die Notwendigkeit, zur Schule zu gehen, konkurriert gewissermaßen mit der
Notwendigkeit, für den eigenen Lebensunterhalt zu sorgen. Nach der
Schule sind daher viele Kinder und Jugendliche auf Arbeitssuche. Dann gibt
es noch das Problem der informellen Beschäftigung. Kinderarbeit ist einfach
billiger oder sogar kostenlos, wenn es um Beschäftigung innerhalb der
Familie geht.

Welche Arbeiten werden am häufigsten von Kindern ausgeführt? Man hat als
erstes die Bilder von Kindern vor Augen, die in den Städten an den
Verkehrskreuzungen stehen. Kinderarbeit ist jedoch kein ausschließlich
urbanes Problem, oder?

Tatsächlich findet Kinderarbeit am häufigsten auf der Straße statt. So
unglaublich es scheinen mag, geht es um Tätigkeiten, die am wenigsten als
Arbeit wahrgenommen werden, obwohl sie am sichtbarsten sind. Wir haben das
Problem der Kinderarbeit allerdings auch in der Landwirtschaft, und zwar in
einer sehr ernstzunehmenden Form, weil die meisten Kinder und Jugendlichen,
die auf dem Land arbeiten, jünger als 14 Jahre sind und sich damit in einer
Altersgruppe befinden, in der Lohnarbeit ganz klar verboten ist. Die Kinder
arbeiten mit toxischen Agrochemikalien, sind teilweise giftigen Insekten
und anderen Tieren ausgesetzt ... Die Feldarbeit birgt immense Gefahren,
die wir nicht minimieren können. Viele Kinder arbeiten außerdem im
Haushalt. Diese Beschäftigung wird erstens als normal empfunden und findet
zweitens komplett im Verborgenen statt. Das gilt sowohl für die
Beschäftigung im eigenen familiären Umfeld als auch für die Arbeit in
fremden Haushalten. Für das Jahr 2021 rechnen wir mit einem
explosionsartigen Anstieg der Kinderarbeit.

Die Vernachlässigung des Schulalltags in Zeiten der Pandemie ist
definitiv ein großes Problem. Wird sich das Problem der Kinderarbeit in
Brasilien bedingt durch COVID-19 verschlimmern?

Daran besteht kein Zweifel. Nicht nur der sozioökonomische Gesichtspunkt,
das heißt, die wachsende Prekarisierung macht uns Sorgen. Was noch mehr
beunruhigt: Mehrere Studien weisen darauf hin, dass viele Jugendliche,
insbesondere in der Altersgruppe der 14- bis 17-Jährigen, nicht in die
Schule zurückkehren werden. Das ist in der Tat erschreckend. Und es wird
die soziale Kluft, die wir in Brasilien haben, nur noch vergrößern.
Ausgerechnet für 2021, das Jahr, das international zum Jahr für die
Abschaffung der Kinderarbeit ausgerufen wurde, wird ein explosionsartiger
Anstieg der Kinderarbeit erwartet. Dies ist ein Alarmsignal für die
Gesellschaft, für den Staat und für die öffentliche Politik. Es müssen
schleunigst Maßnahmen ergriffen werden. Stattdessen zieht der
brasilianische Staat sich jedoch zurück. Bis 2025 sollten alle Formen der
Kinderarbeit abgeschafft sein. Wir sind weit davon entfernt, dieses Ziel zu
erreichen.

Warum das?

Wir bewegen uns quasi rückwärts. Nehmen wir die Agenda 2030. Im
mehrjährigen Haushaltsplan 2020-2023 wurde die Agenda 2030 überhaupt nicht
berücksichtigt. Weder der Haushalt noch die öffentliche Politik sind darauf
ausgelegt, die Nachhaltigkeitsziele der Agenda 2030 zu erreichen. Um die
staatliche Sozialhilfe steht es zum Beispiel ziemlich schlecht. Seit 2017
besteht dort ein wachsendes Haushaltsdefizit. Waren es 2017 noch 21%,
beträgt die Deckungslücke heute mehr als 35%. Bis 2021 müssen fast 60%
eingespart werden. Das heißt, von den benötigten 2,5 Milliarden R$ (445
Millionen US-Dollar) wird nur eine Milliarde R$ (178 Millionen US-Dollar)
gewährt. Soweit der Vorschlag, der dem Nationalkongress unterbreitet wurde.
Wir bewegen uns auf einen gesellschaftlichen Abgrund zu. Offensichtlich
gelingt uns nicht, mit der Pandemie fertig zu werden.

Waren die Kontrollen zur Eindämmung der Kinderarbeit auch von den
Kürzungen betroffen?

Durch das Abstandhalten und bedingt durch die Tatsache, dass viele
Prüfer*innen zu Risikogruppen gehören, wurden die Kontrollen reduziert und
schwerpunktmäßig die Arbeitsbedingungen von Jugendlichen in Ausbildung
überwacht. Zusammen mit dem Arbeitsministerium haben wir beispielsweise
dafür gesorgt, dass die Jugendlichen nicht in Kontakt mit Gefahrenstoffen
kommen. Außerdem kam es pandemiebedingt zu zahlreichen ungesetzlichen
Kündigungen von Lehrverträgen. Mehr als 6.000 Ausbildungsverträge wurden zu
Beginn der Pandemie gekündigt. Viele Unternehmen wurden mit Geldstrafen
belegt und mussten die Lehrlinge wieder einstellen. Der Schwerpunkt der
Arbeitsaufsicht lag also eher bei der Lehrlingsausbildung. Natürlich haben
wir noch andere Aufgaben zu erfüllen, zum Beispiel bei der illegalen
Beschäftigung von Kindern und Jugendlichen eingreifen, die Kinder wieder in
die Schule zurückbringen und Familien dabei unterstützen, prekäre
Situationen zu überwinden. Das Problem ist, dass Behörden und Unternehmer
in Brasilien sich nicht wirklich gegen Kinderarbeit positionieren. Mit 11
Jahren ist man nach brasilianischem Recht noch Kind. Es kann nicht angehen,
dass ein 11-Jähriger seit vier Jahren nicht mehr in die Schule kommt. Wir
hatten da einen Fall in Rio Grande do Norte. Der Junge hatte eine gewisse
Bekanntheit erlangt, sozusagen als eine Art Jungunternehmer. Um ihn herum
bildete sich ein Solidaritätsnetz, Leute halfen, damit er kein Wasser mehr
an Ampeln und auf der Straße verkaufen musste, sondern in der Nähe seiner
Mutter sein konnte. Aber das ist doch keine wirkliche Unterstützung. Dieser
Junge ist Analphabet. Er muss in die Schule. Kinderarbeit wird in Brasilien
jedoch nicht wirklich als ein ernstes Problem begriffen, sondern viel zu
häufig als eine Lösung für die wirtschaftlichen Probleme sozial schwacher
Familien betrachtet, und sehr häufig sind das Familien mit afrikanischen
Vorfahren. Ich betone es noch einmal: Rassismus ist ein Faktor, auf den die
starken sozialen Ungleichheiten in unserem Land zurückzuführen sind.


Anmerkung:

[1] https://www.chegadetrabalhoinfantil.org.br/tira-duvidas/o-que-voce-precisa-saber-sobre/o-que-e-coordinfancia/
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Mittelamerika

In diesem Jahr 1,9 Millionen mehr Arbeitslose in der Region



(Mexiko-Stadt, 28. Oktober 2020, desinformémonos/poonal).- Der Verlust von
Arbeitsplätzen ist in Zentralamerika zwar nichts Neues. Aber die Pandemie
hat dazu geführt, dass sich die Lage noch weiter verschlimmert.

Im Jahr 2019 erreichte die Arbeitslosenquote in Mittelamerika 6,1 Prozent �
ein Anstieg von 0,3 Prozent im Vergleich zum Jahr 2018. Das ergab eine
Untersuchung der Wirtschaftskommission für Lateinamerika (CEPAL). Costa
Rica, Nicaragua und Guatemala sind die Länder, in denen die
Arbeitslosenzahlen besonders stieg.

Für das Jahresende 2020 prognostiziert die CEPAL in der untersuchten
Region, zu der Zentralamerika, Mexiko und die Dominikanische Republik
zählen, einen Anstieg der Arbeitslosenrate auf 9,7 Prozent. Das bedeute, so
die Kommission, dass 1,9 Millionen Menschen auf einmal ohne Arbeit dastehen
würden.

Noch im Juli dieses Jahres war in Nicaragua verkündet worden, die
Arbeitslosenrate sei im ersten Trimester 2019 gegenüber dem Vorjahr um 1,2
Prozent auf 4,8 Prozent gesunken. Dennoch prognostizierte die
nicaraguanische Stiftung für wirtschaftliche und soziale Entwicklung
(Funides) am 15. Oktober einen Anstieg der Quote auf 6,8 Prozent � was
43.000 neue Arbeitslose bedeuten würde.

Arbeitslosenquoten von bis zu 25 Prozent

In Guatemala warnte die Stiftung für Entwicklung (Fundesa) bereits im Juli
davor, dass pandemiebedingt bis zum Jahresende 1,5 Millionen Arbeitsplätze
wegfallen könnten. Davon gehören 42,8 Prozent zum Bereich Gastronomie, 34,7
Prozent zum Bau und 26,1 Prozent in andere Wirtschaftszweige. Im gleichen
Monat berichtete das Koordinatonskomitee CACIF darüber, dass zu diesem
Zeitpunkt schon 103.992 Arbeitsplätze weggefallen seien, davon 28 Prozent
im Handel, 21,8 Prozent in der Landwirtschaft und 20,9 Prozent in Hotels
und Restaurants.

Im Mai wurde aus Honduras berichtet, dass dort bereits 120.000 Menschen
ihre Arbeit verloren hätten. Das Arbeitsministerium in Panama kündigte im
August an, dass nun ein Viertel der Bevölkerung arbeitslos sei � ein
Anstieg der Arbeitslosenquote um 17,9 Prozent. Derweil berichtete das
nationale Zensus- und Statistikinstitut von Costa Rica über einen
"signifikanten" und nicht vorhersehbaren Anstieg für das erste Trimester
2020. Bis Juli hatte sich dieser verdoppelt, sodass die Arbeitslosigkeit
nun 24 Prozent der Bevölkerung des Landes betrifft.

Die Pandemie trifft den informellen Sektor in besonderer Weise

In einem der jüngsten Berichte über die Folgen der Pandemie für die
lateinamerikanische Wirtschaft erklärte die CEPAL außerdem, der
Gesundheitsnotstand "trifft eine Arbeits- und Beschäftigungsstruktur, deren
Schwächen seit Jahrzehnten bestehen". Sowohl das Institut für Steuerstudien
für Zentralamerika (Icefi) als auch die CEPAL hoben die Anfälligkeit des
informellen Sektors hervor. Schon vor der Pandemie war ein Großteil der
arbeitenden Bevölkerung der Region in diesem Sektor tätig. So gehörten 2018
fast 80 Prozent der Arbeitsplätze in Guatemala zum informellen Sektor, in
Honduras waren es genauso viele, in Costa Rica fast 40 Prozent. Ganze 63,5
Prozent aller Zentralamerikaner*innen, Mexikaner*innen und
Dominikaner*innen arbeiten informell. Deswegen sei der informelle Sektor
"besonders von der aktuellen Krise betroffen". Der Verkauf und die Ausübung
von Dienstleistungen seien stark eingeschränkt, die Unterstützung durch
formelle Beschäftigungsverhältnisse oder Sozialleistungen fehle.

Die Zukunft wird nicht leicht

Die wirtschaftlichen Vorhersagen länderübergreifender und regionaler
Institutionen versprechen also weder kurz- noch mittelfristig Gutes. Auch
der Internationale Währungsfonds (IWF) sieht in seinem jüngsten Bericht
über die Perspektiven der Weltwirtschaft vom 13. Oktober für Panama und El
Salvador ein Negativwachstum von 9 Prozent voraus. Die Wirtschaft in
Honduras soll um 6,6 Prozent schrumpfen, die in Nicaragua und Costa Rica um
5,5 Prozent, die guatemaltekische um 2 Prozent.

Angesichts der IWF-Prognosen versicherte der salvadorianische
Finanzminister Alejandro Zelaya, die Wirtschaft in El Salvador würde sich
im Jahr 2021 mit einem Wachstum des Bruttoinlandsproduktes (BIP) um 3,8 bis
4 Prozent wieder erholen. Laut Zelaya könne das Land diesen
wirtschaftlichen "Aufschwung" mit einem "Abpralleffekt" schaffen, indem der
Staat Investitionen von bis zu 5.100 Millionen US-Dollar tätigt.
Steuererhöhungen sollen dem Land erlauben, auf das Defizit von 7,3 Prozent
des BIP zu reagieren, so die salvadorianische Regierung. Trotzdem warnt das
Icefi davor, das Defizit 2021 "könnte höher als 10 Prozent des BIP
ausfallen" und die erwarteten Steuereinnahmen der Regierung für das
kommende Jahr würden extrem überschätzt.

Das Szenario für die anfälligsten Wirtschaftszweige ist demnach
entmutigend. Im vergangenen Juli schätzte die Stiftung für wirtschaftliche
und soziale Entwicklung (Fusades), dass der Anteil der armen Bevölkerung
nach den Einschlag der Pandemie auf die Wirtschaft schnell wachsen würde.
Die Stiftung prognostiziert, dass am Jahresende 51,4 Prozent der
Salvadorianer*innen in Armut leben würden � vergangenes Jahr waren es 30,9
Prozent.

Derweil hat auch die Stiftung für wirtschaftliche und soziale Entwicklung
(Funides) in Nicaragua einen Anstieg der Armut um drei Prozent im Vergleich
zum Vorjahr beobachtet � 31,3 Prozent der Nicaraguaner*innen zählen
demnach zu jenem Teil der Bevölkerung, der in Armut lebt. Dieser
Prozentsatz, so fügte die Funides hinzu, bedeute, dass "etwa 2,1 Millionen
Menschen in Nicaragua mit weniger als 1,76 US-Dollar am Tag auskommen
müssten".
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REZENSION/009: Karsten Müller, Claus Dieter Meyer - Magische Endspiele (SB)

Karsten Müller / Claus Dieter Meyer



Magische Endspiele



 
Die Welt ist, obschon eingepfercht vom Grenzzaun der Vernunft,
keineswegs entzaubert. Rätselhafte Orte und Gedanken, Tinkturen
voller Geheimnisse und atemvolle Momente, die von dem künden, was
vergessen und verschollen scheint, dämmern des Nachts im Mondlicht
auf. Die Magie hat den Erdkreis nicht verlassen, auch wenn nicht
geleugnet werden kann, daß ihre Zeugnisse rar und rudimentär geworden
sind in einer Zeit, die derart beherrscht von kalter Rationalität und
Ignoranz allein für gültig hält, was den Unwert des Verbrauchs in den
Schlingen schneller Befriedigung nährt. Nie war Magie weniger als
harte Arbeit, basierend auf der Kenntnis der Grenzen menschlicher
Wahrnehmung und Interpretation. Magisch bedeutet so gesehen den
Schritt über das Gewohnte und Vertraute hinaus und hinein in eine
Welt des Staunens.

So lautet denn auch der Titel des jüngsten, leider auch letzten
Werkes aus der ergiebigen Zusammenarbeit zwischen Claus Dieter Meyer
und dem renommierten Hamburger Großmeister Karsten Müller nicht von
ungefähr "Magische Endspiele". Der Bremer Schachtrainer und
FIDE-Meister hat die Veröffentlichung nicht mehr erlebt. Meyer ist im
März dieses Jahres verstorben. Seinen letzten Wunsch, den gewaltigen
Fundus moderner als auch älterer Partien von zeitloser Dauer noch
einmal kritisch unter die Lupe zu nehmen und zu einem lehrreichen
Endspiel-Trainingsprogramm zu verdichten, hat Müller nunmehr in
Buchform posthum erfüllt. Dazu hat er das gesammelte Material in
spezielle Themenkomplexe gegliedert und mit eigenen Beispielen aufs
sinnvollste ergänzt. Auf diese Weise ehrte er seinen einstigen
Mentor, bei dem er ein Jahrzehnt lang in die Lehre gegangen war, als
dieser die Hamburger Kaderschmiede leitete. Daraus entwickelte sich
eine tiefe Freundschaft und langjährige Gefährtenschaft. Müller
schreibt über ihn: "Wenn er Fragen hatte, hat er nie geruht, bevor
nicht alles in großer Tiefe ausgeleuchtet war" (S. 140).

Zeitlebens hatte sich Meyer mit den Wunderwelten der Endspiele
auseinandergesetzt, sie akribisch ergründet und mit allem
wissenschaftlichen Ernst erforscht. Ihn trieb die Suche und
Leidenschaft nach den unentdeckten Geheimnissen im Endspiel. Wie
jeder Spurenleser, der aufbricht, die Wirklichkeit zu verstehen, die
sich dem Menschen bloß bruchstückhaft offenbart, mußte er zunächst
lernen, seine Frage Schritt um Schritt zu präzisieren. Ein Endspiel
ist ein stummer Geist, er spricht nur zu den Eingeweihten. Um
Endspielpositionen vollends zu begreifen, muß man zuvor ihren
Wesensgehalt bestimmen. So gilt es, die Korrelation der Steine so
exakt wie möglich zu beschreiben. Das ist der Schlüssel, die Tür ins
unbekannte Reich zu öffnen. Ist dies einmal geschafft, verschreibt
man sich einer Aufgabe, die mehr ist als ein Hobby oder Zeitvertreib,
nämlich eine Passion für ein ganzes Leben. Meyer ist diesen Weg einer
mühevollen forschenden Praxis gegangen, ohne die Schweißtropfen auf
seiner Stirn je zu beklagen. Ihn zeichnet im besonderen aus, daß er
die Proben seines Wissens an seine Schüler mittels didaktischer
Strukturen weitergegeben hat. Und er tat dies aus der Erkenntnis
heraus, daß kein Abschnitt der Partie gegenüber Fehlentscheidungen so
anfällig ist wie das Endspiel, eben weil Muster und Manöver nicht
programmatisch gedeutet werden dürfen. Doch was macht Endspiele so
magisch?

Solange viele Figuren auf dem Brett stehen wie in der Eröffnungs- und
Mittelspielphase, sind zahlreiche Wege gangbar und oft strategisch
begründet. Das ändert sich mit dem Übergang ins Endspiel, wo das
Taktische überwiegt und nicht selten ein einziger Zug über Remis,
Sieg oder Niederlage entscheidet. Bloße Kalkulation tritt hinter die
exakte Berechnung zurück, der individuelle Stil, der vorher
maßgeblich die Feder geführt hat, verblaßt zur Bedeutungslosigkeit,
weil es im Endspiel ausschließlich um ein Höchstmaß an Präzision
geht. Doch wie verlangt man die nötige Souveränität, wenn schon
ein kleines Stolpern in der Zugfolge den Sieg ins Leere laufen läßt? Wie
schnell ist ein umkämpftes Remis verspielt, wenn ein falscher Bauer
zieht oder der König eine verhängnisvolle Route nimmt. Wer sich hier
bewähren will, muß durch ein Dickicht aus Dornen gehen. Regeln lassen
Lücken, selbst der Zirkel standardisierter Verfahren zieht nur einen
kleinen Kreis im weiten Terrain der Komplexität. Daher gilt es,
wachsam zu bleiben vor der Spezifität der Ausnahmefälle. Nicht selten
wird die Geometrie der Steine von der Logik des Ziels durchbrochen.

"Magische Endspiele" ist strenggenommen weder ein Lehrbuch im
herkömmlichen Sinne noch ein im Tenor branchenübliches Trainingsbuch.
Während das eine den Leser mit einer Lawine von Fallstudien zu
erschlagen droht, wird im anderen Fall der Schwerpunkt zu sehr auf
das selektive Lösungsdenken gelegt. Beides hat nur einen beschränkten
didaktischen Nutzen. Man lernt im Moment und vergißt es wieder
situativ. Vergessen und Verstand laufen auf gleicher Spur. Das Buch
von Meyer und Müller geht einen anderen, ungleich subtileren und
damit tief in die DNA kognitiver Entscheidungsfindungen schneidenden
Pfad: Es will Zweifel säen, gewohnte Ordnungen aufrütteln, kurzum:
den Leser stutzig machen.

Nicht steriles Schubladenwissen, ein vertracktes Rätsel zu lösen und
es dann im Geiste abzuheften mit einem satten Aha-Erlebnis, spricht
aus diesem Buch, sondern der mahnende Ruf, vor dem eigenen, zuweilen
fehlgeleiteten, in der Regel jedoch überhasteten Urteil auf der Hut
zu sein. Worauf man sich im Kampf verläßt, ist oftmals Maske, ein
Verdecken von Unzulänglichkeiten, welches, weil nicht hinterfragt und
vom Argwohn aufgescheucht, schließlich am Brett eklatante Fehlzüge
generiert. Vorsicht geboten ist auch vor ehernen Faustregeln. Auch
sie können irren, wenn sie oberflächlich und rein formal angewendet
werden. Davon künden etliche Partien auch auf Großmeisterebene. Diese
und andere Beispiele aus allen Spielklassen werden im Buch auf ihren
Wert bzw. Fehlgriff hin mit hoher analytischer Dichte überprüft, doch
nicht als roter Korrekturstift, um ein Mißgeschick geradezurücken.
Vielmehr geht es darum, die Bruchstelle, wo der Pfad der Präzision
verlassen wurde, in aller Deutlichkeit hervorzuheben.

Gerade der analytische Teil wird von Meyer/Müller mit großer Geduld
und Beflissenheit behandelt. Man hat nicht das Gefühl, daß einem die
Lösung vor die Füße geworfen wird, die man nur noch aufheben und sich
in die Tasche stecken braucht. Mit viel Bedacht, aber ohne ausufernde
Detailliebe, wie man es leidvoll von einigen Endspielexperten kennt,
wird man an die Dechiffrierung der Stellungsproblematik herangeführt,
notfalls auch über sinnstiftende Umwege und an kritischen Stellen
eingestreute Nebenvarianten, die dem strauchelnden Gedanken nachgehen
und auf diese Weise aufzeigen, warum das angestrebte Ziel notwendig
verfehlt werden mußte. So lernt man, einen Fehler als solchen auch zu
verstehen. Das verleiht dem erörterten Problem eine größere
Plastizität. Man ist mittendrin im Handgemenge und wird nicht zum
Zeugen degradiert, der über den Zaun guckt.

Die Sprache im Schachspiel ist die Analyse. Textpassagen begleiten
die einzelnen Kapitel allenfalls im erforderlichen Ausmaß. Und doch
ist der Wortgebrauch keine bloße Überbrückungshilfe von einem
Diagramm zum anderen. Sich sprachlich auf das Wesentliche zu
konzentrieren, kann ganz im Gegenteil ungemein ohrengängig sein, weil
man so die Spur nicht verliert. Ist der Lesestoff auch nicht
umschweifig gehalten, so verblüfft Müller doch mit dem, was er an
Wissenswerten aus der Schatztruhe der Endspiellehre hervorholt. Man
lernt, was es heißt, einen König in den Schwitzkasten zu nehmen,
geschickt mit dem Zugzwang zu operieren, die Troitzky Linie zu Rate
zu ziehen, Festungen aufzubauen, die nicht eingenommen werden können,
dem anderen König einen Bodycheck zu geben, Patt-Tricks und andere
Rettungsmanöver ins Spiel einzuschleusen oder was es mit dem onimösen
Regenschirm auf sich hat, der Schachdistanz und Vancura-Verteidigung,
dem Dreiecksmanöver, den verschiedenen Formen der Opposition bzw. der
Bährschen Regel.

Überhaupt werden die verschiedenen Endspielarten, trotz ihrer Kürze,
gerade mit Sicht auf die vom Regelfall abweichenden Resultate
umfangreich ausgeschöpft, zum Beispiel wie ein Läufer einen Springer
dominiert oder umgekehrt, wie Läufer ungleicher Farbe entgegen der
hohen Remistendenz Reserven freisetzen können, welche
schwindelerregenden Nuancen bei einem Turmendspiel zu beachten sind,
wie ein Springer gegen einen Turm das Remis halten oder vergeben
kann. Auch reine Bauernendspiele können ungemein verzwickt sein.
Haarsträubend ist mitunter der Rettungsweg oder von Tücken begleitet
der Siegespfad.

Einen besonderen Reiz stellt der persönliche Nachruf auf C.D. Meyer
dar, den Müller zum Anlaß nimmt, zwei praktische Beispiele aus dem
Kadertraining, die er und die anderen Novizen der Endspielkunst fast
ein Jahr lang Woche für Woche zu studieren hatten, gesondert
vorzustellen. Man gewinnt dabei einen pointierten Einblick in die
Tiefgründigkeit einer ernsthaften Analyse. Beim Ringen um die
Quintessenz tauchen am Wegesrand mitunter fast studienartige
Endspielformationen auf, die zu durchdringen und aufzuklären auf
jeden Fall die taktische Versiertheit erhöht und dem Leser
unschätzbare Inspirationen schenkt.

Jedem Diagramm ist ein QR-Code vorangestellt, der es ermöglicht, die
Stellung mit einem Smartphone einzuscannen. Der Lernende kann dann
die Züge auf dem Bildschirm studieren. Mittels eines Web-Browsers,
der sich zwischen Smartphone und Desktop automatisch synchronisiert,
läßt sich die Stellung auch am Rechner betrachten. Abgerundet wird
die Lektüre mit 16 kniffligen Aufgaben samt Lösungsteil.

Das Buch zu studieren macht unendliches Vergnügen, man ist immer bis
an die Grenzen gefordert, ohne vom schleichenden Gift der Müdigkeit
heimgesucht zu werden. Manchmal scheint es, als würden Sternschnuppen
auf die Erde fallen, wenn die Analyse einer Brettschlacht einen gar
wunderlichen Ausgang nimmt und die gewohnten Aspekte des Denkens
regelrecht vom Kopf auf die Füße gestellt werden. Jede Seite bietet
Augenblicke voll vertiefender Einsichten. Niemand sollte dieses Buch
missen, ihm würden im wahrsten Sinne des Wortes magische Momente
entgehen.
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SCHACH-SPHINX/07310: Nuancen erkennen und ausbauen (SB)

Anatoli Karpow hat einen sehr speziellen Stil, der jedenfalls gut
genug war, um ihm den Weltmeistertitel einzubringen. Geradezu
berüchtigt ist er dafür, seine Partien mit der Genauigkeit eines
Schweizer Uhrenmachers auszutragen. Dabei vermeidet er scharfe
Varianten, die zu unüberschaubaren Komplikationen führen können. In
der Regel begnügt er sich in der Eröffnungsphase mit geringen
Positionsvorteilen, die kaum genug Bestand haben, um ihm ein
positionelles Übergewicht zu sichern. Doch darauf legt er es auch gar
nicht an. Sein Talent besteht vielmehr darin, unscheinbare Nuancen zu
erkennen und diese mit viel Geduld zu Felder- und Bauernschwächen im
gegnerischen Lager auszubauen, um dann, im Endspiel, seine Strategie
zum Sieg zu wandeln. So war es auch Garcia in Ljubljana ergangen.
Nachdem der Russe die Bemühungen des jungen Angriffssspielers bis zur
Bedeutungslosigkeit entkräftet hatte, stellte Karpow mit dem Zug
31.Se2-f4! die starken Drohungen 32.Sf4-d5+! als auch 32.Dd1xf3 auf.
Garcia hoffte noch, mit 31...Db6-f2 Haus und Hof retten zu können, was
ihm jedoch nicht mehr gelang. Nun, Wanderer, mit welchem Keulenschlag
krönte Karpow im heutigen Rätsel der Sphinx seine Geduld?
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Karpow - Garcia

Ljubljana 1975


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Das Denken hat keinen Geschlechterursprung, wie Tschiburdanidse mit
ihrem Zug 31...Dc5-e3!! unter Beweis stellte, der empfindliche weiße
Verluste unvermeidlich machte. Gonzales sah, daß er nach 32.Kg2-f1 De3-
f3+ 33.De1-f2 Df3-h1+! sofort hätte aufgeben müssen, weshalb er sich
hartnäckig mit 32.Te2xc2 De3xe1 33.Tc2-c8 De1-e6 34.Tc8xf8+ Kg8-h7
35.b2-b3 g6-g5 36.Tf8-d8 d6-d5 37.Td8-d6 De6-e2+ 38.Kg2-g1 d5-d4
verteidigte, bis er sich notgedrungen in die Niederlage fügen mußte.



Erstveröffentlichung am 1. Juni 2007
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COMIC STRIP/0150: Magus Rolf - Maguswahn Geisterbahn ... (SB)
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COMIC STRIP/0149: Hartze - Abstandsregel ... (SB)
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